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die Polen und der friede mit der Ukraine

Jm preußiſchen Abgeordnetenhauſe wurde geſtern über
bie Polenpolitik debattiert. Der polniſche Abg. Seyda
lehnte dabei eine Beteiligung an der Debatte an ſich ab, be-
nutzte aber die Gelegenheit, um

gegen den Friedensvertrag von BreſtLitowſk
zu proteſtieren. Er ſagte:

Die Regierungen des Deutſchen Reiches und von Oeſterreich
Ungarn hätten verſucht, die Bande des Herzens, des Glaubens und
des Blutes zu zerreißen. Die Abtrennung des Cholmer Landes und
Podlaſie von Polen ſei eine ſchwere Verletzung des den
Polen nicht nur ſeitens der Zentralmächte, ſondern auch ſeitens
Rußlands und der anderen kriegführenden Staaten zuerkannten
Selbſtbeſtimmungsrechtes und ein brutaler Schlag
gegen den auch von den Mittelmächten anerkannten Grundſatz eines
demokratiſchen Friedens ohne Annexionen. Der
Friedensvertrag von BreſtLitowſk habe deshalb überall, wo ein
polniſches Herz ſchlägt, Entrüſtung ausgelöſt. Die Ver
treter der polniſchen Nation teilten in Uebereinſtimmung mit der
Reichstagsfraktion die Entrüſtung des polniſchen Volkes und legten
feierxlich gegen dieſe bereits vollzogenen und in Zukunft beabſichtig
ten Gewaltakteander polniſchen Nation Verwahrung
ein. Sie würden den mit der ukrainiſchen Volksrepublik
abgeſchloſſenen Friedensvertrag, auch wenn er in äußerlich
geſetzlicher Form zuſtande kommt, niemals als recht an
erkennen,

Jhm erwiderte der Vizepräſident des preußiſchen Staats
miniſteriums, Dr. Friedberg, daß das Abgeordnetenhaus
mit dieſer Frage nichts zu tun habe, und fuhr dann fort:

Was Herr Sehda und ſeine Freunde über den Friedensſchluß
mit der Ukraine denken, könne die preußiſche Regierung ziemlich
indifferent laſſen. Er wüßte nicht, was die Polen getan hätten,
um ihr Vaterland vom ruſſiſchen Joch zu befreien.
Sie verdanken es im weſentlichen den Mittelmächte n. Leben
und Exiſtenz unſeres Vaterlandes würden wir nicht nach polniſchen
Wünſchen, ſondern ausſchließlich nach unſeren ei genen
Bedürfniſſen ordnen.

Aus der Debatte über die Polen-
politik.

Abg. Dr. Wolff-Gorki (konſ.):
Mit dröhnendem Hammer müſſen wir an das Schlafgemach

der Regierung ſchlagen (Heiterkeit), damit ſie endlich in der Polen
frage aufwacht. Eine wirkliche Verſtändigung mit den Polen
wird es nie m als geben, denn die Wünſche der Polen auf politiſche
und territoriale Selbſtändigkeit kann keine preußiſche Regierung
erfüllen. Die Träume der Polen ſchweifen bis an die Saagle, ja
bis nach Weſtfalen. Mit der von der Regierung beabſichtigten
Reform des Wahlgeſetzes, die vielleicht 150 Sozialdemokraten, 100

entrumsleute und 50 Polen bringen kann, kann die Regierung ihre
markenpolitik nicht fortſetzen. Gegenüber den polniſchen

Anſprüchen muß auch einmal von deutſcher Seite mit gan z
roben Brummern geſchoſſen werden. (Sehr gut! vechts.)

r die Regierung ſcheint auf uns nicht hören zu wollen. Einen
Landrat in Poſen, der objektiv die Stimmung der deutſchen Kreiſe
wiedergab, hat man bei den Ohren genommen und nach Hannover
verſchleppt. (Lebh. Hört, hört! rechts.) Alſo wer deutſch nationale
Intereſſen vertritt, wird auf die Proſkriptionsliſte geſetzt. (Hört,

rt! rechts. Abg. Ad. Hoffmann (U. Soz.): Hatte er nicht an
chiebungen teilgenommen Das iſt ausgeſchloſſen. Die Regierung

will nicht ſehen, aber jetzt iſt keine Zeit zu Kongeſſionen an die
Polen. (Beif. rechts, Ziſchen b. d. Polen.)

Staatsminiſter Dr. Friedberg:
Bisher war der auch von den Konſervativen ausgeſprochene

Zweck der Polenpolitik, die polniſchſprechenden Preußen
möchten ſich möglichſt bald auch als Preußen fühlen. Der
Vorredner hat jedes Entgegenkommen an die Polen für ausſichts-
los erklärt. Iſt er etwa ein Einſpänner in ſeiner Partei (Lebh.
Zurufe rechts: Neinl) Dann hatdie konſervative Partei
ihre Haltung geändert, und da iſt es um ſo merkwürdiger,
wie dieſelbe Partei der Regierung fortwährenden Wandel ihrer An
chauung vorwerfen kann. Die Regierung will ebenfalls die Stär

ing des Deutſchtums aufrecht erhalten, aber Ungleichheiten be
ſeitigen, die nicht wirkſam ſind, aber von den Polen als ungerecht
empfunden werden mußten, wir folgen alſo nur dem Gefühl der

tigkeit. Gewiß wird unter einem veränderten Wahſrechit S
das Abgeordnetenhaus ſich anders zuſammenſetzen. (Hört, hört
vechts.) Die Hammerſchläge des Vorredners ſind an mir ziemlich
eindruckslos vorübergegangen. (Hört, hört! rechts.) Die Regierung
ſchläft keineswegs, ſie tut ihre Pflicht und hält Wacht im
v ebenſo e iſt wie die am d e e8 eignungsgeſetz ein Schwert von Pappe geworden iſt, ſo ſind

die von der Rechten beſchloſſenen Zuſätze ſchuld. Jedenfalls
nt uns t der richtige Zeitpunkt, dies aufreizend wirkende

von pe aufzugeben. Eine polniſche Nation in
Freußen, von der Abg. Sehda ſprach, kenne ich nicht. Jch
enne nur preußiſche Abgeordnete. Wir ſind keine Jlluſionspolitiker,
wir wiſſen, daß es nur kleine Gruppen der Polen ſind, die ſich mit
uns verſtändigen wollen. t

Abg. Braun (Soz.):
Se handelt ſich hier um einen politiſchen Kampfetat, und die

Be der Gewinn für die Volkswirtſchaft, der aus der
der Anſiedlungskommiſſion entſpringt, in keinem Verhält

nis ſteht zu den aufgewandten großen Mitteln. Zur Begründung
dieſes mehr nationalpolitiſchen Charakters des Etats verweiſt man
auf die Notwendigkeit, das Deutſchtum in den Oſtmarken zu ſchützen
und zu ſtärken. Es berührt eigenartig, daß etwa 70 Mill. Deutſche
ſich derartiger Mittel bedienen müſſen, um ſich gegen etwa 336 Mill,
Polen zu ſchützen. Richtig iſt allerdings, daß in einzelnen Bezirken
die Polen in der Uebermacht ſind und auch recht aggreſſiv gegendas deutſche Element auftreten. Aber hier liegt jcdentalls eine

Wechſelwirkung vor. (Sehr wahr! b. d. Soz.) Auch in dieſen Be-
zirken befinden ſich die polniſchen Teile in der Abwehr, da hinter den
preußiſchen Glementen die ganze Macht des preußiſchen Staates
ſteht und die Politik, die Preußen betreibt, läuft doch letzten Endes
darauf hinaus, die polniſch ſprechenden Elemente aus dieſen Kreiſen
zu verdrängen. (Sehr richtig!) Eine ſolche Politik kann natürlich

niemals zur Verſtändigung und zur Milderung der
Gegenſätze führen.

Die Anſiedlungskommiſſion hat mit ihren Beſtrebungen nur
einen ganz winzigen Erfolg erzielt, denn in dem letzten Jahrfünft
hat ſich die deutſche Bevölkerung in jenen Provinzen um 4,5 Proz.
die polniſche um 4,4 Proz. vermehrt. Dieſer Gewinn ſteht in keinem
Verhältnis zu den aufgewandten Millionen und der Unſumme von
Verbitterung und Verärgerung, die dieſe Politik bei den Polen her
vorgerufen hat. (Sehr wahr! b. d. Polen und Soz.) Bei einer Fort-
ſetzung, der auf die Verdrängung der Polen gerichteten Politik iſt
eine Verſtändigung mit den Polen ausgeſchloſſen. Das hieße, mit
7 preußiſchen Schlüſſel den polniſchen Herzensſchrei aufſchließen
wollen.

Dieſe Politik muß reſtlos aufgegeben werden.

Vor dem Kriege war die Maſſe der polniſchen Bevölkerung
zweifellos zur Verſtändigung bereit. Bei Beginn des Krieges kam
man zunächſt der preußiſchen Regierung und Bevölkerung mit einem
gewiſſen Vertrauen entgegen. Aber dies Vertrauen würde mit
offenem Mißtrauen von deutſcher Seite beantwortet, die Polen
wurden lediglich mit Verſprechungen abgeſpeiſt. Jetzt endlich will
man ernſt machen mit der Aufhebung des Enteignungsgeſetzes, aber
offenbar nur, weil man zur Erkenntnis gekommen iſt, daß dies
Geſetz ein Mißgriff war. Es hat ſich in Wahrheit als Hilfsaktion
für halbbankrotte polniſche Großgrundbeſitzer herausgeſtellt. (Sehr
wahr! b. d. Soz.) Jn dieſer Aufhebung kann alſo die polniſche Be
völkerung kein Entgegenkommen erblicken, zumal der S 13b des
Anſiedlungsgeſetzes aufrecht erhalten wird, mit dem man es dem
polniſchen Bauer unmöglich machen kann, ſich auf eigenem Grund
und Boden ein ſchützendes Dach zu bauen und zumal man es ab-
lehnt, polniſchen Anſiedlern die Wohltaten des Geſetzes betr. die
Anſiedlung von Kriegsteilnehmern im gleichen Maße zugute kommen
zu laſſen. Hat doch der Landwirtſchaftsminiſter in einer Kommiſ-
ſion des Herrenhauſes erklärt, die Anſiedlungskommiſſion werde
wie bisher von deutſchen Anſiedlern zu erheblich günſtigeren Be
dingungen als polniſchen Kriegsbeſchädigten Anſiedlungsmöglich-
keit verſchaffen. (Hört, hört!) Alſo die Männer,

die gemeinſam im Schützengraben geſtanden haben,
ſollen, wenn ſie nach Hauſe kommen, wieder verſchieden bewertet
werden. (Hört, hört!).

Ein Mitglied des Herrenhauſes, das lange in einem rein
polniſchen Kreiſe gelebt hat, hat in der Kommiſſion beſtätigt, daß
die Polen bei der Mobilmachung und während des Krieges alle
ihre Pflicht getan haben, er wiſſe nicht, wie er ihnen mit einer
ſolchen Ausnahmebeſtimmung gegenübertreten könne. (Hört, hört!)
Es iſt ein Fehler der ganzen preußiſchen Polenpolitik, daß ſie dieſe
Jmponderabilien nicht beachtet. Man will zwar geſtatten, daß der
Religionsunterricht in Zukunft in polniſcher Sprache erteilt werde,
aber wenn der Unterricht in Religion nur polniſch gut erteilt wer
den kann, trifft das natürlich für den geſamten Schulunterricht
ebenſo zu. Am beſten wäre es, man lehrte die Polen auch deutſch
ſprechen und die Deutſchen auch polniſch ſprechen. Das würde zu
ihrem wirtſchaftlichen Fortkommen ſehr viel beitragen. (Sehr wahr!
b. d. Soz.) Auch die Behandlung der

polniſchen Saiſonarbeiter als rechtloſe Maſſe
trägt nicht zur Verſöhnung der Polen bei. (Sehr richtig! b. d. Soz.)
Auf dieſe Weiſe ſtößt man die Polen von Preußen ab und erhöht
die Anziehungskraft des neuerrichteten polniſchen Staates. Man be-
ſorgt damit die Geſchäfte der extremen Expanſionspolitiker auf
polniſcher Seite und die Geſchäfte der Entente, die, als die
Polen noch für den Zarismus kämpften, an ein ſelbſtändiges Polen
nicht gedacht hat und jetzt lediglich die Polen als Werkzeug gegen
die Mittelmächte benutzen will. (Sehr wahr! b. d. Soz.) Wenn
nicht eine aggreſſive Jrredenta in den polniſchen Landesteilen un
ausbleiblich ſein ſoll, muß die preußiſche Polenpolitik von Grund
auf geändert werden. Herr Wolff-Gorki meinte, mit allem Ent-
gegenkommen werde man die Polen mit dem preußiſchen Regime
nicht ausſöhnen. Allerdings, mit dieſem preußiſchen Regime nicht.
Daß man die bisherige Nadelſtichpolitik fortſetzen will, beweiſt auch
die Abſicht, das

Proportionalwahlrecht in ben polniſch ſprechenden Provinzen

einzuführen, eine Maßnahme, die ſich naturgemäß gegen die
Polen richtet. Entweder man führt einen extrem ſcharfen Kampf
gegen das Polentum, was ich für ſehr verderblich halten würde, oder
man treibt tatſächliche Verſöhnungspolitik, darf aber dann nicht bei
Halbheiten und Verſprechungen ſteben bleiben. Der unheilvolle
Einfluß des Hakatismus muß gebrochen werden. Alle Ausnahme-
geſetze- und Verwaltungsmaßregeln gegen die Polen muß man reſt-

los aufheben. Räume man den Polen gleiche Rechte und gleiche
wirtſchaftliche und politiſche Betätigung ein.

Nur ſo kann man ihr Vertrauen gewinnen.
(Geifall b. d. Polen und Soz.).

Die Denkſchrift der Anſiedlungskommiſſion wird gegen die Stimmen
der Polen, des Zentrums und der Sozialdemokraten und Unabhän
gigen Sozialdemokraten für erledigt erklärt. Der Etat wird an
genommen.
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2. Jahrgang.

Wohdurch die Sittlichkeit der
Arbeiterinnen gefährdet wird.

Von Gertrud Hanna.
Ein Unternehmer des Papiermachergewerbes hat das

Mittel entdeckt, durch das die Sittlichkeit der Arbeiterinnen
gehoben werden kann. Es iſt dies: Verlängerung der Ar-
beitszeit auf 12 Stunden täglich.

Bekanntlich hat der Reichskanzler, veranlaßt durch die
überhandnehmende Beſchäftigung weiblicher Arbeitskräfte
über das geſetzlich zuläſſige Maß hinaus, ſchon im Februar
des vorigen Jahres ein Rundſchreiben an die nachgeordneten
Behörden ergehen laſſen, nach dem auf die Verkürzung der
Arbeitszeit für Frauen in Nachtſchichten allgemein hinge-
wirkt und die Genehmigung zur Nachtarbeit in der Regel
nur unter der Bedingung der Einführung des achtſtündigen
Schichtwechſels erteilt werden ſoll. Jn einem Rundſchreiben
vom 11. Auguſt 1917 ſtellte der Reichskanzler feſt, daß trotz
aller Mahnungen in der Bewilligung von Ausnahmen auf
Grund des Notgeſetzes vom 4. Auguſt ſo weit gegangen wor-
den iſt, daß von dem beſtehenden Arbeiterinnenſchutz ſo gut
wie nichts mehr vorhanden iſt. Den zuſtändigen Behörden
wird noch einmal ſorgfältige Prüfung der Verhältniſſe bei
Bewilligung von Ausnahmen empfohlen. Dieſe Empfehlung
wird wiederholt in einem Rundſchreiben vom 9. Januar d. J.

Dieſe wiederholten Rundſchreiben legen Zeugnis davon
ab, daß auf Grund des der Regierung vorliegenden Materials
eine Einſchränkung der langen Arbeitszeit der Arbeiterinnen,
vor allen Dingen der Nachtarbeit, dringend notwendig iſt.
Umſomehr muß es Erſtaunen erregen, daß ein Unternehmer
einer Verlängerung des Arbeitstages für Arbeiterinnen das
Wort reden kann, und zwar mit einer Begründung, die vor
ſintflutlich anmutet.

Unter der Ueberſchrift „Frauenarbeit in Papierfabriken“
ſchreibt ein R. E. gezeichneter Unternehmer im Wochenblatt
für Papierfabrikation u. a. folgendes

Die meiſten Papierfabriken liegen in Berückſichtigung Her
Waſſerkräfte wie auch namentlich des Fabrikationswaſſers mehr
oder minder weit abſeits von Städten und größeren Ortiſchaften,
ſo daß die Arbeiter gezwungen ſind, größere Wegſtrecken bis zu
ihrer Arbeitsſtätte zurückzulegen. Die weiblichen Arbeitskräfte
müſſen nun, da ſie nur mehr acht Stunden beſchäftigt werden
dürfen, mitten in der Nacht die Wegſtrecken zu und von der Fabrik
zurücklegen oder vielmehr mit primitiver Schlafgelegenheit ſich
zufrieden geben. Jn Berückſichtigung dieſer Verhältniſſe ſollte
doch von allen Seiten an die königliche Regierung herangetreten
werden, daß durch die Erlaubniserteilung zur zwölf- bzw. zehn-
ſtündigen Arbeitszeit dieſen Zuſtänden vorgebeugt wird. Denn es
dürfte ohne Zweifel ſowohl geſundheitlich als auch ſittlich mit Ge
fahren verbunden ſein, wenn mitten in der Nacht die weiblichen
Arbeiterinnen oft ſtundenlang wandern müſſen, ſelbſt wenn ſie
gemeinſchaftlich einen Teil des Weges zurücklegen, was aber auch
nicht immer zu ermöglichen iſt.

Weiter wird in dem Artikel geſagt, daß die Beſchaffung
geeigneter Unterkunfts gelegenheiten für Arbeiterinnen nicht
immer möglich iſt, von den Familienangehörigen auch nicht
gewünſcht wird, weil dieſe ſich häufig eigene Häuschen mit
Garten angeſchafft haben und erwarten, daß ihnen die Töchter
nach Feierabend in der Haus-, Garten- und Viehwirtſchaft
helfend zur Hand gehen. Daß Arbeiterinnen nach einer zehn
oder zwölfſtündigen Arbeitszeit und nach ſtundenweiten
Wegen von und zur Arbeitsſtätte im Haushalt noch irgend
welche Hilfe leiſten können, erſcheint derart ausgeſchloſſen,
daß dieſe Begründung der Forderung auf Einführung der
langen Arbeitszeit ſich als Heuchelei entpuppt. Aehnlich liegt
es mit dem Hinweis auf die Zurücklegung der Wegſtrecken
in der Dunkelheit bei achtſtündiger Arbeitszeit. Während
eines großen Teils des Jahres mußten die Arbeiterinnen
ja auch im dunkeln ihren Weg gehen, wenn ſie zwölf Stunden
am Tage oder des Nachts gearbeitet haben. Die Gründe, die
der Verfechter eines Zehn oder Zwölfſtundentages für Ar-
beiterinnen anführt, ſind alſo ganz fadenſcheinig und weichen
in nichts von den Bedenken ab, die ſtets von Unternehmern
erhoben worden ſind, wenn der Verkürzung des Arbeits-
tages für Arbeiter und Arbeiterinnen das Wort geredet
wurde. Solange Leben und Wohlergehen der Arbeiterſchaft
den übrigen Geſellſchaftsgruppen und der Regierung völlig
gleichgültig war und niemand ſich darum kümmerte, was aus
ihr wurde, war ſolche Anſicht noch zu verſtehen. Heute aber,
wo längſt feſtſteht, daß die Verkürzung des Arbeitstages die
auf Erwoerbsarbeit angewieſene Bevölkerung kulturell und
ſittlich gehoben hat, muß dem Verfechter einer langen Arbeits
zeit aus ſittlichen Motiven wohl der gute Glauben an ſeine
Avraumente abgeſprochen werden. Nicht die Sorge um die
Gefahr für die Sittlichkeit der Arbeiterinnen, ſondern Profit
intereſſe der Unternehmer iſt der Beweggrund für eine For
derung, wie ſie in der Nr. 45 des Wochenblattes für Papier-
fabrikation erhoben worden iſt. Sie mutet um ſo eigegzartiger
an, als ſelbſt die Regierung ſich wiederholt gegen Ausdeh-
nung der Arbeitszeit für Arbeiterinnen gewendet hat, ſicher
nicht wegen der ſchönen Augen der Arbeiterinnen, ſondern
auf Grund des ihr vorliegenden Materials über die geſund
heitsſchädigenden Wirkungen langer Arbeitszeit.

Den Arbeiterinnen ſollte die Forderung und ihre Be
gründung den Beweis liefern, daß es ſchlecht um ſie und um
ihr Wohlergeben beſtellt wäre, wenn ſie ſich auf das Wohl
wollen oder die Einſicht der Unternehmer verlaſſen würden.
Sie ſollten beſtrebt ſein, durch den Anſchluß an ihre Berufs
organiſation ſich einen Schutz zu ſchaffen.



Das Reichswirtſchaftsamt im
Haushaltausſchuß des Reichstages.

Der Ausſchuß verhandelte am Dienstag über den Etat des Reichs
wirtſchaftsamtes. Das Amt r einen ganz beſonders großen Stab
von Beamten, neben dem Staatsſekretär zwei Unterſtaatsſekretäre, 4
Direktoren, 25 Vortragende Räte, 8 ſtändige Hilfsarbeiter, 56 J
dierende e, 29 Kanzleiſekretäre uſw. Der Referent

augeinander, daß dieſes got Perſonal durchaus notwendig ſei.
Der Auſgabenkreis des neuen Reichswirtſchaftsamtes iſt ein ganz emi

nenter. Der Redner brachte bei der Gelegenheit zur Sprache, daß
es unverſtändlich ſei, daß man das Wohnungsweſen in ein ſtädtiſches
und ein ländliches geteilt und das eine dem Reichswirtſchaftsamt und
das andere dem Reichsamt des Innern unterſtellt habe.

Staatsſekretär v. Stein begründet dann die Mehrforderungen für
ſein Reſſort. Ob die en dem Reichsamt des Jnnern und dem
Reichswirtſchaftsamt getroffene Teilung pratktiſch iſt, muß erſt die
Erfahrung ergeben. Die Frage der ländlichen Siedlung müßte man
dem Reichsamt des Innern überlaſſen, weil auch politiſche Fragen in
Betracht kämen.

Abg. Erzberger bemängelte die Gruppeneinteilung in der ſozial
politiſchen Abteilung. Damit löſt man ein Amt, das geſchloſſen ſein
ſollte, in ſeinen einzelnen Teilen wieder auf.

Staatsſekretär v. Stein verteidigt dieſe Einteilung, die ſich nicht an
ders habe treffen laſſen. Man mußte insbeſondere eine große Zahl
Fachleute heranziehen, die auf Spezialgebieten bewandert ſind. Daß
die Leitung des Amts den Ueberblick verliere, ſei durchaus nicht zu be

rchten.v Abg. Dove befürchtet Reibungen, wenn die Wohnungsfrage zwei

Aemtern unterſteht. Was die Politik mit der Anſiedlung zu tun habe,
ſei nicht recht verſtändlich. Deshalb ſollte man das geſamte Wohnungs-
weſen in einem Amt vereinigen.

Abg. Graf Poſadowſky tritt den Ausführungen des Staatsſekre-
tärs bei. Der Zolltarif z. B. enthalte 2500 Poſitionen, die nur be
herrſcht werden können, wenn Fachleute zur Verfügung ſtehen. Wenn
die Vorarbeiten für das Wohnungs und Siedelungsweſen erledigt ſind,
was noch Jahre dauern kann, dann werde man erſt klar ſehen können,
wie die einzelnen Arbeiter zu arbeiten in der Lage ſind. Eine Unter-
ſcheidung zwiſchen ländlichen und ſtädtiſchen Siedelungen ſei außer-
ordentlich ſchwer, weshalb es durchaus praktiſch wäre, das ganze Ge
biet in einem Reſſort zu vereinigen. Dieſe Tätigkeit muß aber rein
ſachlich ſein und darf politiſch in keiner Weiſe beeinflußt werden. Es
müßte ferner klargeſtellt werden, wie denn eigentlich die Stellung des
Herrn Dr. Helfferich ſei. Er unterſteht keinem Reichsamt und hat
offenbar auch keine Verantwortung zu tragen.

Staatsſekretär v. Stein erklärt, daß er nicht gemeint habe, daß
für die Siedelungsfrage politiſche Momente maßgebend ſein ſollen. Zu
der Stellung des früheren Staatsſekretärs Dr. Helfferich bemerkt er, daß
dieſer ſeinem Reſſort nicht unterſtehe. Der Reichskae zler habe Dr.

fferich beauftragt, die Vorbereitung für die wirtſchaftlichen Fragen zu
treffen, die mit dem Frieden mit Rußland und mit Rumänien zuſam-
menhängen.

Abg. Schiele (Konſ.) meint, daß es ohne Fachreferenten nicht gehe
D. zwar ſchon deswegen nicht, weil die wirtſchaftlichen Verhältniſſe im

usland richtig beurteilt werden müſſen.
Abg. Stäcklen ſtellt die Frage, ob es richtig ſei, daß im Reichs

wirtſchaſtsamt Angeſtellte der Induſtrie als ehrenamtliche Vortragende
Räte beſchäftigt werden. Wer ſchlägt dieſe Herren vor und nach wel
chen Grundſätzen erfolgt die Auswahl? So habe man den Syndikus
der Augsburger Handelskammer, Hofrat Büttner, als ehrenamtlichen
vortragenden Rat in das Reichswirtſchaftsamt berufen. Dieſer Herr
ſei gleichzeitig Syndikus der Handelskammer in Augsburg, außerdem
Geſchäftsführer der Vereinigung der Baumwoll Induſtriellen und zu
alledem auch noch Vertrauensmann für die Textilinduſtrie im Kriegs
miniſterium. Die Folge dieſer Tätigkeit war, daß die oberfränkiſche
Textilinduſtrie nahezu vollſtändig ſtillgelegt wurde im Gegenſatz zu der
ſchwäbiſchen Textilinduſtrie, der Herr Büttner ſehr naheſteht und die
zum größten Teil voll beſchäftigt weiter arbeiten konnte.

Staatsſekretär v. Stein erklärt, daß er dieſe ehrenamtlich tätigen
Herren bei Schaffung des Reichswirtſchaftsamts mit übernommen habe.
Die Verantwortung über deren Tätigkeit habe er zu tragen. Bisher
ſeien Beſchwerden über dieſe Herren ihm noch nicht zu Ohren ge-
kommen.

Abg. Mayer-Kaufbeuren (Zentr.) kritiſiert die Gruppeneinteilung.
Sachkundige Berater ſind notwendig, dazu bedürfe es der Mitwirkung
der Jnduſtrie. Die Fachausſchüſſe werden aber das Richtige nicht tref
fen, denn ſie ſind Vertreter von Jntereſſenten, nicht aber der Jnduſtrie.
Bezüglich der Stellung des Herrn Dr. Helfferich ſei die ſtaatsrechtliche
Bedeutung des Erlaſſes des Reichskanzlers durchaus nicht klar.

Staatsſekretär v. Stein: Herr Dr. Helfferich iſt Gehilfe des Reichs-
kanzlers und hat von dieſem einen beſonderen Auftrag erhalten, den er
unter der Verantwortlichkeit des Kanzlers zu erfüllen hat.

Abg. Säüdekum: Wegen der Stellung des früheren Staatsſekretärs
Dr. Helfferich ſoll man dem Ausſchuß die Jnſtruktion vorlegen, die ihm
der Reichskanzler erteilt habe. Was die ehrenamtlichen Beamten an-
lange, ſo bedarf das noch ſehr der Klärung. Die angeſtellten Beamten
üben eine verantwortliche Tätigkeit aus, bei den parallel geſtellten
Ehrenbeamten ſei das nicht der Fall. Ueber den Hofrat Büttner ſind
bereits lebhafte Klagen aus Bayern gekommen. Jedenfalls ſei die
Bevorzugung der Tegxtilinduſtrie in Augsburg autzerordentlich auffal-
lend gegenüber der Tatſache, daß die Textilbetriebe in Oberfranken ſtill-
gelegt ſeien, ſeitdem Büttner ſeine Tätigkeit angetreten habe. Dieſe
ehrenamtlichen Beamten müßten ſtreng darauf ſehen, daß ihnen nicht
der Vorwurf gemacht werden könne, naheſtehende Kreiſe bevorzugt zu
haben. Daß Vertreter der Jnduſtrie notwendig ſeien, ſei unbeſtritten,
aber auch Arbeiter müſſen hinzugezogen werden. Wenn wir nun das
Problem der Wiederbeſchäftigung zahlloſer Menſchenmaſſen zu löſen
haben, die aus dem Felde zurückkehren, ſo muß auch der Rat der Ar-
beiter eingeholt werden.

Staatsſekretär v. Skein erklärt, er trage die Verantwortung für die
Tätigkeit dieſer ehrenamtlichen Veamten. Er wiſſe, daß die Verant-
wortung außerordentlich groß ſei. Aufträge verteile das Reichswirt-
ſchaftsamt nicht, das ſei Aufgabe des Kriegsamtes. Schiefe Auffaſ-
ſungen werden nicht immer zu vermeiden ſein. Arbeitervertreter ſollen
zu den Fachausſchüſſen hinzugezogen werden; bei der Auswahl dieſer
Arbeitervertreter werden politiſche Gründe nicht maßgebend ſein.

Abg. Stkäcklen erklärt, daß die Antwort des Staatsſekretärs keines-
wegs befriedigend ſei. Dieſe ehrenamtlichen Beamten arbeiten doch
keineswegs etwa um Gotteslohn, ſie werden ganz beſtimmte Jntereſſen
bei ihrer Tätigkeit im Auge haben und darin liege die große Gefahr,
daß Benachteiligungen beſtimmter Kreiſe eintreten. Jedenfalls ſei die
Zurückſetzung der oberfränkiſchen Textilinduſtrie außerordentlich auf
fällig, und es werde nicht beſtritten werden können, daß das im weſent
lichen auf den Einfluß des Hofrats Büttner zurückzuführen ſei. Daraus
ergebe ſich vor allen Dingen, daß mon in der Auswahl dieſer ehren-
amtlichen Berater außerordentlich vorſichtig ſein müſſe und es ſei ganz
unverſtänplich, weshalb nicht auch die große oberfränkiſche Textilinduſtrie
mitvertreten ſei.

Staatsſekretär v. Stein erklärt, daß ein Vorſchlagsrecht für dieſe
ehrenamtlichen Berater nicht beſtehe; er habe dieſe Herren übernommen
und wiederhole, daß er für ihre Tätigkeit die Verantwortung zu tragen

Abg. Rießzen dankt dem Staatsſekretär für die von ihm getroffenen
Neuerungen. Man habe es ſtets als Mangel empfunden, daß Ver
treter der Induſtrie nicht herangezogen wurden. Wenn man einen
Mann übernommen habe, dann könne man ihn erſt dann entfernen,
wenn ihm grobe Verſtöße nachgewieſen werden.

Abg Nordhauſen findet es bedauerlich, daß man das Woh-
zwei Aemtern unterſtellt hat. Mit dem Wohnungsweſen

in engem Zuſammenhange ſteht die Frage der Rückwanderer. Poli-
ſche E dürfen bei der Frage der Anſiedlungen auf keinen
Fall ma d ſein. Er ſtelle weiter die Frage, wer die Koſten für
das Amt trage, dem Helfferich vorſtehe. an könne ſich nach den

en Erfahrungen von der Tätigkeit Helfferichs nicht viel ver-
es beſtehe r a n dieſe Weiſe eineNebenregierung bildet, die in die einzelnen Reſſorts hineinzureden

e e Stein: Herr Helfferich hat kein A
r v. 2 rr ri ein Amt im eigentAen Sinne und kann auf keinen Fall in die Aemter hineinreden. Er

i der des Reichskanzlers, bezieht kein Gedakt,3 W hen ehe orts e dem Dispoſitionsfonds
des Kanzlers oder aus dem fonds beſtritten.

Abg. Stöde: Man müſſe bei der Auswahl der ehrenamtlichen Be
rater auch auf die Stimmung im Lande Rü nehmen. Man ſolle

ebr rden. Daß Beeher r a Beweiſe Man imen be durchausin Amt b der nicht, wi eb wordenn ain ſehr bedenkliche Kolliſionen.
oſadowſky: Helff ſachverſtändiger Beraterdes 428 u die de h r ri der anderen Aemler von n ein

reden laſſen. Die tändigen werden immer Jnt ſeine

der Referent muß wiſſen, wie weit er Wert die Gutachten der Sach
verſtändigen zu legen hat. Erfreulich ſei, daß nunmehr auch Arbeiter
herangezogen werden ſollen, unter denen ſich zweifellos Leute von ganz
hervorragender Sachkenntnis befinden.

des KanzUnterſtaatsſekretär v. Radowitz verlieſt den B
lers mit Herrn Dr. Helfferich, der ich be t, was bisherdas
von den Regierungsvertretern über ſeine Stellung geſagt wurde.

Abg. Jäckel (U. Soz.): Gegen die Sachverſtändigen wird ſich im
mer eine Strömung geltend machen. Hätte man von Anfang an Ar
beiter miteinbezogen, wäre manche Differenz vermieden worden. Statt
deſſen ſitzen in den Ausſchüſſen nur Vertreter der Großinduſtrie, die
das Beſtreben haben, zunächſt mal für ſich ſelbſt zu m In der
Arbeiterſchaft ſind Leute, die dieſen Beſtrebungen ein oli bieten
könnten. Man zog dieſe aber nicht zu. Solche Klagen kommen übri
gens auch aus anderen Jnduſtrien. In der Textilinduſtrie ſind u
weniger als 15 000 Betriebe zum Stillſtand gekommen. Um die
Intereſſen der Arbeiter zu wahren, müſſen dieſe in die Fachausſchüſſe.

Staatsſekretär v. Slein: Mit Stillegungen hat das Reichswiri
ſchaftsamt nichts zu tun. Arbeiter werden wie er ſchon mitgeteilt habe,
in die Fachausſchüſſe berufen werden. Dieſe Fachausſchüſſe ſollen in
der nächſten Zeit gewählt werden. Die Leute, die übernommen worden
ſind, werden nach Möglichkeit ausgetauſcht, um auch andere Vertreter

hinzuzuziehen. 5
Abg. Fiſchbeck erkundigt ſich, wann die Kommiſſion einberufen wer

e ſoll, die ſich mit wirtſchaftlichen Fragen der Demobilmachung be
faſſen ſoll.

Staatsſekretär v. Slein erklärt, es erſcheine nicht geh eine
einzelne Kommiſſion mit all dieſen Fragen zu befaſſen. Es beſtehe die
Abſicht, eine Anzohl Spezialkommiſſionen zu berufen.

Das geforderte Perſonal für das Reichswirtſchaftsamt wird be
willigt. Auf Anregung des Abg. Hoch werden in den Etat als Miete
160 000 M. mit eingeſetzt.

Der Reſt des Etats wurde ohne weſentliche weitere Debatte be-
willigt. Bei dem Bericht über die Petitionen kam zur Sprache, daß
ein eigenes Gebäude für das Reichswirtſchaftsamt geſchaffen werden
muß. An dieſe Aufgabe ſoll nach Beendigung des Krieges herange-
gangen werden. Die Wünſche verſchiedener Beamtenkategorien um
Gehaltsaufbeſſerung werden zur Erwägung überwieſen. Einer Peti-
tion der Hilfsboten beim Reichsverſicherungsamt gegenüber, die eben
falls um Aufbeſſerung ihrer r bittet, gab die Regierung eine zu
ſagende Erklärung ab. Eine weitere Petition, die Entſ an
die Arbeiter für Feierſchichten infolge Kohlen oder Materi
fordert, wurde zur Erwägung überwieſen.

Der Ausſchuß trat dann in die Beratung des Berichts des Unter
ausſchuſſes ein über die Abgabe der Diſferenz zwiſchen Jnlands und
Auslandspreis der Lieferungen an das Ausland. Dieſe Verhandlungen
waren ſtreng vertraulich.

Zur preußiſchen Polenpolitik.
Das preußiſche Herrenhaus wird ſich in den nächſten Tagen

mit dem Ceſetzentwurf wegen Aenderung des Geſetzes betreffend
die Förderung von Anſiedlungen in den Provingen Weſt
preußen und Poſen zu beſchäftigen- haben. Dieſer Geſetzentwurf
beſteht aus einem einzigen Artikel, der die S 13--22 des Art. 1
des genannten Geſetzes aufheben will. Jn der Begründung wird
darauf hingewieſen, daß das dem Staate verliehene Recht des S 13
des Geſetzes, in den Bezirken, in denen die Sicherung des ge
fährdeten Deutſchtums nicht anders als durch Stärkung und Ab-
rundung deutſcher Siedlungen mittels Anſiedlung möglich erſcheine,
die hierzu erforderlichen Grundſtücke in einer Geſamtfläche von
nicht mehr als 70 000 Hektar nötigenfalls im Wege der Enteignung
zu erwerben, bisher im Laufe von neun Jahren nur auf Grund
einmaliger Entſchließung der Regierung im Herbſt 1912 ausgeübt
worden ſei. Mit Rückſicht hierauf erachte es die Regierung für
unbedenklich, und im Hinblick auf die durch den Krieg und die
Kundgebung der verbündeten Kaiſer vom 5. November 1916 ge
ſchaffene politiſche Lage für kegründet, auf die Anwendung der
Enteignung in Zukunft zu verzichten und dieſe geſetzliche Vor
ſchrift auch förmlich außer Kraft zu ſetzen.

Die Kommiſſion des Herrenhauſes hat den Geſetzentwurf nach
lebhaften Erörterungen mit 12 gegen 9 Stimmen angenommen.
Jn der Kommiſſion kam es, wie aus dem ſoeben erſchienenen Bericht
hervorgeht, zu heftigen Auseinanderſetzungen über die Polen-
politik überhaupt. Die Vertreter der Regierung mußten ſich gegen
den Vorwurf wehren, daß der Entwurf eine Aenderung der all
gemeinen Polenpolitik bedeute. Der Landwirtſchaftsminiſter er-
klärte ausdrücklich, er bedeute lediglich die Aufhebung einer Be-
ſtimmung, die mit den gegenwärtigen Verhältniſſen nach Anſicht
der Regierung nicht mehr vereinbar ſei. Sachlich habe die Regie
rung ſchon vor dem Kriege erwogen, ob nicht die Beſtimmungen,
die ſchon damals nicht angewendet wurden, fortfallen könnten.
Es ſei ſeleſtverſtändlich, daß, nachdem während des Krieges, wo die
Polen Preußens für die Exiſtenz des deutſchen Reiches gekämpft
und geblutet hätten, dieſe Vorſchriften nicht angewendet werden
könnten. Bei Beginn des Krieges hätte man es für richtig halten
können, wenigſtens die geſetzliche Möglichkeit zur Enteignung noch
aufrechtzuerhalten, aber zwei Momente ſeien für die Regierung
ausſchlaggebend geweſen, einmal die über Erwarten lange Dauer
des Krieges; dadurch ſeien die Momente, die bei Erlaß des Ge-
ſetzes maßgebend geweſen ſeien, derartig verſchoben, daß eine Wieder
verknüpfung an die Verkältniſſe, die zu dem Srlaſſe des Ge-
ſetzes geführt hatten, jetzt, nachdem es ſolange nicht in Wirk-
ſamkeit geweſen ſei, nicht mehr angängig ſei. Das zweite Moment
ſei die von den beiden Kaiſern abgegebene Erklärung vom 5. Nov.
1916, die auch auf die innere Politik ihre Rückwirkung haben müßte.Die dadurch geſchaffene politiſche Lage laſſe e er Regierung
untunlich erſcheinen, das Enteignungsgeſetz beſtehen zu laſſen.
Nach wie vor werde ſie indeſſen die Stärkung des Deutſchtums in
den gemiſchtſprachigen Landesteilen im Oſten im Auge behalten
und ſie fürchte nicht, daß durch die Aufhebung der Enteignungs-
beſtimmung das Deutſchtum geſchwächt werde.

Aehnlich äußerte ſich der Miniſter des Jnnern. Auch er betonte
ausdrücklich, die Vorbage bringe keine Abweichung von dem bis
herigen Kurs der Polenpolitik, aber man könne doch unmöglich die
Fäden unſeres inneren Volkslebens dort wieder aufnehmen, wo ſie
am 4. Auguſt 1914 abgelaufen geweſen ſeien. Wir dürften den
inneren Kampf nicht wieder von neuem aufnehmen; täten wir das,
dann hätten wir eine große Schlacht verloren. In erſter Linie käme
es darauf an, Beſtimmungen, welche direkte Ausnahmegeſetze gegen
die polniſche Bevölkerung darſtellten, zu beſeitigen oder u.
mildern. Ein Ausnahmegeſetz habe nun immer einmal das an ſich,
daß derjenige, gegen den es gerichtet ſei, es als einen beſonderen
Stachel im eigenen Fleiſch empfinde. Die Au ſetze, die
die Polen beſtänden, gingen dahin, daß den Polen etwas verboten
werde, was den Deutſchen in den betreffenden Landesteilen erlaubt
ſei. Somit müſſe in dieſen Dingen, die das Empfinden der Polen
beſonders berührten, eine Aenderung eintreten. Die Regierung habe
ſich entſchloſſen, einen ſolchen Verſuch zu machen.

Nachdem ſich ſchließlich auch noch der Vizepräſident des Staats
miniſteriums Dr. Friedberg ähnlich ausgeſprochen und betont
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Vonden kommenden Dingenim Weſten.
ſpricht Hermann Stegemann im Berner Bund Sr ſagt

Die Entwicklung ſchleicht, wenn man die re ungin Betracht zieht, ger in dieſen n ochen
den kommenden Dingen entgege man aber von dieſerickt.

r e u n dem
kern 7773 en iſt,r t dieſe Entwicklung wegen Gut und wie enorm
vollziehen. Die Erkundungen und reichen Störungsverſuche im A. inzwiſchen ihren Fortgang. Noch iſt der
Augenblick der erwarteten gro Offenſive nicht gekommen, aber
jeder Tag, der hinter uns verſinkt, bringt uns näher und verkürzt
die Friſt, die ſich zur Herbeiführung eineg allgemeinen Friedens aus
dem iſ i den wir trotz der ſcheinbar ſchleichenden

cklung allzu verſtrichen ſehen werden.
Herman Siegemann war immer ein kühler Beobachter des

furchtbaren Kriegsgeſchehens. Aber das Grauen vor dem bevor
ſtehenden entſetzlichen Schlachten im Weſten ſteht auch zwiſchen dieſen
Zeilen. Daß dieſer Kelch an der Menſchheit vorübergehe, ein Ziel
wär's, aufs innigſte zu wünſchen!

Der Frieden im Oſten.
Aus Petersburg wird gemeldet Man kann als ſicher an

nehmen, daß der große Sowjetkonggreß in Moskau am 12.

nete eeru en wir an s Vorge erDeutſchen verurteilen, ſich aber mit der gegebenen Tatſache r

denn die Sowjets wiſſen zu genau, daß die ganze Macht und Exiſtenzder Sowjets, wie der do chewiſiſchen Regierung unmittelbar mit dem

Friedensſchluß verbunden iſt. Die Petersburger Regierung ſieht denn
auch der Moskauer Tagung ohne Sorgen entgegen.

Nach einer Meldung aus Rom verſichern dortige politiſche Kreiſe,
die Entente werde die Blockade auf Rußland ausdehnen.

Wie Journal de Geneve berichtet, hat der Friedensſchluß mit
Rußland in Jtalien eine außerordentliche Wirkung hervorgerufen.
Wenn die Friedensverträge, ſo ſagt man, in Wirklichkeit beſtehen bleiben,
ſo iſt Deutſchland ſo maßlos vergrößert, daß es fortan allen andern
Staaten die Sonne verfinſtert. Journal de Geneve glaubt aber nicht,
daß Deutſchland die Frucht des öſtlichen Friedens gen eßen wird.

Petersburger Meldungen kündigen die er einer Koali
tions regierung und Einberufung der Konſtituante zur Ra
tifizierung des Friedensvertrages an. Die formelle Proklamation und
Einrichtung der großruſſiſchen Republik ſowie die Wahl des
difinitiven Präſidenten ſtehen bevor. Tſchernow dürfte dabei eine
große Rolle ſpielen. Auch wird die Frage entſchieden werden, welche
Perſönlichkeiten als diplomatiſche Vertreter Rußlands in die Vier
bundſtaaten geſchickt werden.

Wie das Wiener Fremdenblatt erfährt, iſt die ukrainiſche Re
gierung bemüht, bis zum 15. April 30 000 Waggons Brotfrüchte, 1200
Waggons Zucker, 2000 Waggons Gefrierfleiſch und 1000 Waggons
Dörrfrüchte an die Mittelmächte zu liefern.

Moskau ruſſiſche Hauptſtadt 7
Petersburg, 5. März. (Reutermeldung.) Die Abendblätter be-

ſtätigen den Beſchluß der Regierung, trotz der Unterzeichnung des Frie
dens mit der Verlegung der Staatseinrichtungen nach Moskau, Riſchni
nowgorod und Kaſan fortzufahren. Heute wird mit der Verlegung der
Kommiſſariate für auswärtige Angelegenheiten, für das Verkehrsweſen
und die Finanzen begonnen. Die Regierung wird bald eine Erklärung
veröffentlichen, daß es notwendig ſei, die Hauptſtadt nach Moskau zu
verlegen, „da es unmöglich ſei, die Hauptſtadt an der Grenze des Staates

Verſtändigung Finnlands mit
Rußland7

Stocholm, 6. März. Laut der linksſozialiſtiſchen Zeitung Politiken
wurde am 1. März im Smolny- Inſtitut ein Vertrag unterzeichnet,
der die Beziehungen zwiſchen Rußland und Finnland ordnet. Ruß
land tritt alles unbewegliche Eigentum ab wie Gebäude, Fabriken,
Telegraphen, Eiſenbahnen, beſchlagnahmte Schiffe und Feſtungen ſowie
die Gebiete am Eismeer. Finnland tritt die Eiſenbahn von Valkeaſſari
bis Petersburg ab, ſowie die Telegraphenkabel nach Rußland. Die
Feſtung Jno wird ruſſiſch. Rußland verleiht den finniſchen Arbeitern
alle Rechte, und Finnland verſchafft den Ruſſen Erleichterungen.
Außerdem zieht Rußland ſofort ſeine Truppen aus Finn-
land zurück. Das Telegramm iſt unterzeichnet von der Abteilung
des finniſchen Volkskommiſſariats für Auswärtige Angelegenheiten.
Es handelt ſich offenbar um einen Vertrag zwiſchen der ruſſiſchen und der
finniſch- ſozialiſtiſchen Nebenregierung in Helſingfors.

Minen in holländiſchem Gewäſſer.
Berlin, 6. März. Zu einer holländiſchen Meldung, daß bei den

Bojen 1, 2 und 3 der freien Fahrrinne zwiſchen dem deutſchen und
engliſchen Sperrgebiet Minen feſtgeſtellt ſind, durch die mehrere hol
ländiſche Fahrzeuge in Verluſt geraten ſind, wird von zuſtändiger Seite
mitgeteilt, daß dieſe Minen nicht von deutſcher Seite gelegt worden ſind.

Der Lokalanzeiger ſagt, die Minen ſeien in der Hoffnung gelegi,
daß deutſche Fahrzeuge geſchädigt werden könnten.
auch holländiſche Schiffe zugrunde gehen, was ſchert das England?

Norwegen und Finnland.
Kopenhagen, 6. März. Der norwegiſche Verteidigungsminiſter

Holtfodt gab geſtern im Storthing eine aufſehen
erregende Erklärung bezüglich Finnland ab. Zur Be-
ratung ſtand der Antrag auf Ausfall der diesjährigen Militär
übungen zugunſten der land wirtſchaftlichen Arbeiten. Der Miniſter
erklärte, wer meine, daß für das norwegiſche Heer keine Verwen-
dung ſein werde, der ſehe die Lage zu optimiſtiſch an. Die
ruſſiſche Gefahr ſei nur durch die finniſche Gefahr abgelöſt
worden. Eine gewiſſe Richtung von finniſchen Politikern glaubt,
Anſpruch auf nord norwegiſche Häfen erheben zu dürfen.
Dieſe Ausführungen haben großes Aufſehen erregt.

Der Krieg zur See.
7 6. Märauf dem nördlichen Kriegsſchauplatz 21 000 Br. -R. T.

ſchiffsraum vernichtet. Unter den verſenkten Schiffen

mit r. ferner zwei bewaffnete Dampfer von 5000 und
4000 Br.-R.-T. Ein Dampfer hatte Erz undladen. Die Erfolge wurden zum gröet

er Chef des Admiralſtabs der Marine.
s 5. März. Dem Korreſpondenz Bureau

dem Miniſterium des Aeußern von dem niederländiſ
in London berichtet, daß der niederländiſche Dampfer
am Donnerstag torpediert wurde. Die eine Hälfte der
wurde gelandet, die andere Hälfte wird noch vermißt.

London, 6. März. (Reuter.) Der Dampfer Calgarian,17 500 Br. R.-T., der früher der Allan-Linie gehörte und m Jahre

erzielt.

1914 gebaut wurde, wurde Freitag nacht an der iriſchen Küſte verſenkt. Es heißt, daß mehrere ehe auf das ff
wurden. Wie verlautet, führte das Schiff eine Beſatzung von
und erdem 150 Matn und T. ne ne e
geſtern in Talcahuaſo angekommener Schoner, der von der Jnſel Pa-
ques kam, brachte 58 Offiziere und Matroſen von der Beſatzung desdeutſchen Hilfskreuzers Seeadler mit, die vordem auf dem Sdoner

hatte. daß die Anſiedkungspolitik unter allen Umſtändenwerden ſolle, erfolgte dann die oben migeteiite v Tortun s waren und bei der Jnſel Paques Schiffbruch erlitten hatten.

zu belaſſen, wenn Petersburg zu einem Freihafen erklärt ſein werde“.

(Amtlich.) Durch unſere UBoote wurden
ndels

fanden
ſich der engliſche bewaffnete Dampfer Whitecour f 8680 Br. R.T.,

olz für England
en Teil in der Jriſchen

ufolge wurde
n Geſandten

eenvlict
ſatzung

London, 6. März. Die Times erfährt aus Valparaiſo: Ein

nur z
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Politiſche Aeberſicht.
Deutſches Reich.

Der Stand der Wahlrechtsfrage.
Am Freitag wird die preu lrechts kommiſſionwieder zu eines Sitzung a ek In ver e

zeit hat nur der Unterausſ
wieſenen Fragen vorzuberaten. handelt dabei in
erſter Linie um die Frage der Einführung der icht,
für die ſich die Vollkommiſſion bereits grundſätzlich aus
eſprochen hat. Der Unterausſchuß beantragt einen neuenParagraphen

der Wähler iſt verpfli ein Stimmrecht auszuüben.ur re 1 1. ernſteKrankheit, 2. n w. und wichtige Geſchäfte, 8. ſon
beſondere Verhältniſſe, t billigem Ermeſſen des
kommiſſars eine i en nden.Wer ohne einen der vo
es unterläßt, ſein Stimmrecht auszuüben, hat eine Ordnungsſtrafe
in Höhe eines Viertels des Jahresbetrages der von ihm zu ent
richtenden Staatseinkommenſteuer, mindeſtens aber im Betrage
von 5 Mark, zu zahlen.Die Ordnun trafe fließt in die Staatskaſſe. Sie wird ein
gezogen wie die Staatseinkommenſteuer.

ie Feſtſetzung der Ordnungsſtrafe ſteht dem lkommiſſaru. Wer Fetſehung net r e die Le
ſwrwerde beim Regierungspräſidenten ſtatt, welcher en T ent
ſcheidet. Die haben dem Erſuchen dieſer Behörden
auf Rechtshilfe bei der Beweiserhebung zu entſprechen.

Die durch eine Beweisaufnahme entſtehenden baten Auslagen
ſind im Fall der Beſtrafung dem Wahlberechtigten aufzuerlegen.

Ferner hat die Unterkommiſſion die Frage der ſtändigen
Wählerliſten geprüft. Sie ſchlägt einen neuen S 64 vor:

Die zur Aufſtellung der Wählerliſten erforderlichen Unter
lagen ſind von den Gemeinden zu ſammeln und auf dem Laufen-
den zu Binnen 10 Tagen nach dem Erſcheinen des Wahl
ausſchreibens im Regierungs-Amtsblatt müſſen die Wählerliſten
fertiggeſtellt ſein.

Den Antrag, der Erleichterungen für die Ausübung derWahl im Fall von Verletzungen durch den Krieg votſteht

hat der Unterausſchuß abgelehnt.
Ueber die weitere Frage der Einführung des Propor-

tionalwahlrechts ſind die Verhandlungen im Unter
ausſchuß noch nicht abgeſchloſſen. Die Regierung iſt erſucht
worden, Material darüber beizubringen, wie das Er
gebnis bei Einführung der Verhältniswahl in Groß-Berlin,

Fteg, um die ihm r

einigen beſonders bevölkerten Kreiſen und in den Oſtmarken
ſtellen wird. Die Frage des Proportionalwahlſyſtems iſt
deshalb von ſo großer Bedeutung, weil es öffentliches Gea iſt, daß eine Reihe von Nationalliberalen und

reikonſervativen ihre Stellungnahme zum gleichen l
recht davon abhängig machen, ob das Proportionalwahl-
ſyſtem, und zwar in beſchränktem Maße, eingeführt wird.Die Konſervativen, deren ganze Taktik ba gerichtet iſt,

das ganze Fall zu bringen, ſind aus dieſen Gründen
auch gegen die Einführung eines beſchränkten Proportional-wa oſleme

Sind die deutſchen Monarchiſten Trottel?
Dieſe Frage drängt einem unwillkürlich auf, wenn

man im Berliner Lokal nseiger lieſt, welche Hoffnungen
ein ſicherer Prof. Dr. Marx Möller den „„verwaiſten“
Strelitzer Monarchiſten unterſtellt. Man höre:

Sie (die „Landeskinder“) wollen nicht, daß ihr heiteres Stre
litz zu einem dumpfen Ludwigsluſt wird! Sie wollen eigen und
für bleiben. Sie würden es dem Karl Michael in Ruß
land ganz gern verzeihen, daßerimzwingendenWirrwarr die rrſſiqge Generalsuniform anzog.
Karl Michael iſt bei ihnen als Strelitzer per und Sohn Gro
herzogs Georg durchaus populär und beliebt! Ganz recht
würde es ihnen aber auch ſein, wenn der zweite junge Sohn des
Schweriner Großherzogs, wenn der junge Chriſtian Ludwig ſpäter
den ſtrelitzſchen Thron beſtiege, und wenn inzwiſchen irgendein
Fürſt, der im Lande herzliches Vertrauen genießt wie etwader San Ernſt zur Lippe die Segen me.

ft ſoll wie mir ſchon oft uno von vielen Seiten erzählt
wurde der verſtorbene Adolf d VI. dieſen jungen

Ludwig als ſeinen dereinſtigen Nachfolger bezeichnet
aben.

Daß die Reuſtrelitzer Leibbäcker und HofſchuſterKorona
für die das Fortbeſtehen des Strelitzer „Hofes“ eine ge
ſchäftliche Frage iſt, ſolche Wünſche hegt, wollen wir
nicht für ausgeſchloſſen erklären. Das Volk des Strelitzer
Ländchens aber hat ſicher im vierten Kriegsjahre andere
Sorgen und es hat beſtimmt die Hundegeſinnung nicht, die
ihm der famoſe Profeſſor, den der Lokal-Anzeiger einen
Dichter nennt, unterſtellt.

7

Opium.
Die menſchen freundliche Deutſche Tageszeitung hat eine

ſchwere Gefahr entdeckt, die dem deutſchen Volke droht: das
Opium. Zweifelnde Gemüter werden fragen, wie dieſe Ge
fahr in die Nähe des deutſchen Volkes rücken könne zu einer
Zeit, in der dank der Bemühungen unſerer Kriegsgegner doch
viel begehrtere Narkotica nicht den Zugang zu uns finden.
Nun, das Opium, deſſen ſchädliche Wirkungen und gefähr
liche Räuſche die Deutſche Tageszeitung fürchtet, iſt auf deut
ſchem Boden gediehen, es iſt (und das iſt es, was es dem
Agrarierblatte ſo gefährlich erſcheinen läßt!) kein einſchläfern-
des, ſondern ein aufpeitſchendes Opium. Das Opium, vor
dem die Deutſche Tageszeitung neuerdings in einem Alarm
artikel als vor einem „politiſchen Opium“ warnt, iſt das
Wahlrecht.

Die Tatſache, daß der Vorſtand der nationalliberalen
Partei für die Rheinprovinz unter der Mitwirkung eines
(Nachbarin, Euer Fläſchchen) preußiſchen Skaatsminiſters
(Dr. Friedberg) beſchloſſen hat, die nationalliberale Fraktion
des Abgeordnetenhauſes dringend zu bitten, einmütig für die
Einführung des gleichen Wahlrechts einzutreten, hat das Bünd
lerblatt zu der Entdeckung des Opiumcharakters des Wahlrechts
verholfen. Dazu bamen, daß beſagter preéußiſcher Staats
miniſter in ſeinem Solinger Landtagswahlkreiſe eine Rede
gehalten hat, in der „Argumente für das gleiche Wahlrecht“
angeführt worden ſind. Kein Sterblicher weiß, wohin das
noch führen ſoll! Aber die Tageszeitung jſt auf dem Poſten.
Sie warnt den Miniſter vor dem politiſchen Opium:
e
er ve Freven, tigenParlamentes mit Druck von Krone und Ma

r
e ganz ſehen von dieſer ni gevel

glücklichen Zuſammenſtellung, von ſeinem r
die Ent chichte derie Entſtehungsgeſ T en

Friedberg gegenüber den Oſtmarauf die Einführung der Verhältn

Der deutſche Tagesbericht.
Großes Hauptquartier, 6. März.

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht.

Heftige Fenerüberfälle richtete der Feind gegen unſere Stellungen
auf dem Nordufer der L Ein ſtarker engliſcher Vorſtoß bei
Waaſten wurde im Nahkampf abgewieſen. Beiderſeits der
Searpe und in Verbindung mit eigenen erfolgreichen Erkundungen
nördlich und ſüdweſtlich von St. Quentin lebte die Gefechts
tätigkeit auf.

Heeresgruppe Deutſcher Kronprinz.
Jn einzelnen Abſchnitten Artilleriekampf. Sturmabteilungen

drangen in der Gegend von Ornes in die franzöſiſchen Gräben
und brachten 28 Gefangene ein.

Heeresgruppe Herzog Albrecht.
Südlich vom Rhein--Marne-Kanal, im Thanner-Tal

und bei Altkirch rege Tätigkeit der Franzoſen.
Oeſtlicher Kriegsſchauplatz.

Jn Verfolg der von der finnländiſchen Regierung erbetenen
militäriſchen Hilfe ſind deutſche Truppen auf den Alands
Jnſeln gelandet.

Der Waffenſtillſtandsvertrag mit Rumänien iſt von neuem
formen untergzeichnet worden. Friedensverhandlungen ſchließen ſich
unmittelbar an.

Von den anderen Kriegsſchauplätzen nichts Neues.
Der Erſte Generalquartiermeiſter. Ludendorff.
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ler Frieden mit Rum
W r

bieten als Heilmittel verweiſt, ſo muß doch einmal geſagt werden,
daß es ſich dabei um politiſches Opium handelt.

Krone und Maſſe in einem „doppelten Druck“ auf die
Konſervativen vereinigt: in der Tat keine „glückliche Zu
ſammenſtellung“ für die Konſervativen. Ganz anders wäre
es und ganz anders wären die Töne der Deutſchen Tages-
zeitung, wenn es ſo wäre, wie es ſo oft war: Krone und
Junkerſchaft, vereinigt zu einem „doppelten Drucke“ auf das
Volk! Die jetzige „Zuſammenſtellung“ iſt ſo außergewöhn-
lich, daß das konſervative Blatt einen Nationalliberalen auf
ruft, doch Aufklärung zu verbreiten „über die Entſtehungs-
geſchichte der Stellungnahme der Krone“ in der Opium-
Verzeihung! in der Wahlrechtsfrage. Warum wollen das
die Konſervativen nicht ſelbſt? Jſt das. Geſchäft vielleicht ſo,
daß ſelbſt die ſkrupelloſe Deutſche Tageszeitung meint, da-
mit ſei nur ein Mann von den politiſchen „Fähigkeiten“ des
Herrn Lohmann zu gebrauchen? Nun, wir werden ja ſehen,
ob ſich Lohmann des konſervativen Vertrauens würdig er-

weiſen wird! W
Anfragen im Reichstag.

Abg. Taubadel hat folgende Anfrage eingebracht:
Jm Bereich des Stellvertretenden Generalkommandos für das

V. Armeekorps bringt der Stellvertr. kommandierende General durch
eine Anordnung vom 11. Februar d. J. auf Grund des Geſetzes über den
Belagerungszuſtand die Beſtimmungen des Geſetzes für den Vaterlän-
diſchen Hilfsdienſt auch für jugendlich männliche Perſonen im Alter
von 14 bis 17 Jahren in Anwendung. Der Reichskanzler wird ge

was er gegen dieſe im Widerſpruch mit dem Geſetz über den
Hilfsdienſt ſtehende Anordnung zu tun gedenke.

Die Zentrumsabgeordneten Hartrath und Dr. Werr fragen
an, was der Reichskanzler zu tun gedenkt, um zu verhüten, daß die
Bevölkerung zahlreicher Städte und Ortſchaften des Trierer Landes
immer wieder das Ziel feindlicher Angriffe werden.

Abg. Gleie (Natl.) klagt, daß im Herzogtum Braunſchweig bei
den letzten Pferdeaushebungen nur ein Durchſchnittspreis von 3147 M.
für das Pferd bezahlt wurde, während der jetzige Wert der dortigen
Schwerarbeitspferde 7000 bis 8000 M. beträgt. Der Reichskanzler
wird wie er eine ſolche Benachteiligung weiter Kreiſe der Land
wirtſchaft zu verhüten gedenke.

Die oſtpreußiſchen Liberalen für das Wahlrecht.
Auf einer Tagung des Oſtpreußiſchen Vereins der Fortſchrittlichen

Volkspartei wurde eine Entſchließung einſtimmig angenommen, in der

es te r die innerpolitiſche Reuordnung fordert der oſtpreußiſche

Parteitag kraftvolles Eintreten der Partei für Verbeſſerungen im Ver-
faſſungsleben und für erweiterte Volksrechte, hauptſächlich für die raſcheL erte Neugeſtaltung des preußiſchen Wahlrechts, gründliche

es Gemeindewahlrechts, Annahme des Frauenſtimmrechts,
Berückſichtigung der Bedürfniſſe der öſtlichen Provinzen für die
Friedensardeit, Wiederauſbau des Handwerks, Ausgeſtaltung der Binnenwaſſerſtraßen, Wohnungs und Aedetterfarforge für die wirtſchaft.

Der Zentralaunsſchuß der nationalliberalen Partei hatnach e Meldung des Berl. Tagebl. mit wicht
für das gleiche Wahlrecht ausgeſprothen.

Der Landesverratsprozeß gegen den Vorwärts iſt eine
geſtellt worden.

Aus der Partei,.
Ein Reichstagskandidat, wie ſelten einer!

Einen raren Reichstagskandidaten kann man mit Fug und R
Herrn Breitſcheid nennen, mit dem die „Unabhängigen“ am 14.
März den Reichstagswahlkreis Niederbarnim gewinnen möchten.
Möchten ſagen wir, denn wenn bei den Arbeiterwählern die Ueberlegung
und die Würdigung des Sachverhalts entſcheidet, e werden ſie ſich bald
klar werden müſſen, ob ſie ihre Stimme dem Gen, Wiſſell geben
ſollten, der von Jugend an unter einer Fahne gefochten hat und zwar
unter der Fahne der Sozialdemokratie und der freien Gewerkſchaft
oder Herrn Breitſcheid, deſſen politiſche Vergangenheit ſo ausſieht:
Redakteur des rechts liberalen Hamburger Korreſpondent, Redakteur
der Kolonialen Zeitſchrift, Auslandsredakteur des rechts liberalen
Hannoverſchen Kuriers, Geſchäftsführer des liberalen Handelsver-
tragsvereins, dann bürgerlicher Demokrat und (endlich) im Jahre 1912
Reichstagskandidat gegen die Sozialdemokratie, weil deren

ihm zu weit gingen. Jetzt 6 Jahre ſpäter iſt er
andidat der Unabhängigen, weil die Politik der Sozialdemo

kratie ihm nicht weit genug geht.
Es iſt ein ſtarkes Stück, den Arbeitern von Niederbarnim einen

ſolchen Kandidaten zuzumuten.

Breitſcheids Reklamationsverſuche.
Die Unabhängigen tummeln bekanntlich beſonders gern das

Steckenpferdlein: die Regierungsſozialiſten ſuchten durch ihre Politik
allerlei perſönliche Hintertreppenvorteile für ſich ſelbſt und ihre Sippe
zu ergattern. Als auch Herr Breitſcheid ſich einmal dieſen Vorwurf zu
eigen machte, entgegnete die Leiziger Freie Preſſe, er ſelbſt habe ſich ja
nicht geſcheut, um reklamiert zu werden, ſich an regierungsſozialiſtiſche
Abgeordnete zu wenden und zu bitten, daß ſie ihren Einfluß beim
Kriegsminiſterium zu ſeinen Gunſten zur Geltung brächten. gen Dr.
Breitſcheid hat darauf in der ihm zur Verfügung ſtehenden Preſſe in
ſeiner bekannten überhebenden Art geantwortet, er habe nur einen
einzigen Brief in ſeiner Militärangelegenheit an einen bekannten ſozial
demokratiſchen Mehrheitabgeordneten gerichtet, ſonſt aber niemals ver
ſucht, ſich durch andre vom Militärdienſt freiſtellen zu laſſen.

Der mutige Rudi ſcheint doch ein recht kurzes Gedächtnis zu haben,
ſo ſchreibt hierzu die Jntern. Korreſpondenz; wir wollen es ihm etwas
auffriſchen. Jm Jahre 1916 hat Dr. Rudolf Vreitſcheid in Ge
meinſchaft mit ſeiner Frau Toni nach Rückſprache mit dem Abgeordneten
Haaſe die Stadtverordnetenverſammlung undden Ma-
giſtrat von Wilmersdorf dafür zu gewinnen geſucht, daß ſie ſich
für ſeine Freiſtellung vom Heeresdienſt verwendeten. Haaſe hielt das
Reklamationsgeſuch mit Unterſtützung der Stadtverordnetenverſammlung
oder des Magiſtrats für eine ausgezeichnete Jdee. Rudi und
Toni ſetzten ihm auseinander, wie das Geſuch begründet werden müſſe;
damit es nicht falſch gemacht werde, hatte Rudi gleich den Entwurf mit
gebracht, deſſen Reinſchrift an den Stadtverordnetenvorſteher, Prä-
ſidenten Koch, und den Magiſtrat Berlin-Wilmersdorf geſandt wurde.
Die ſtädtiſchen Körperſchaften behandelten die Eingabe als Petition und
überwieſen ſie infolgedeſſen geſchäftsordnungsmäßig dem Petitions-
ausſchuß zur Vorberatung. Der Ausſchuß erklärte die Eingabe als
nicht geeignet zur Verhandlung im Plenum, und die Stadtverord-
neten traten dieſer Auffaſſung in der Sitzung vom 17. Mat 1916 bei.

Man kann danach den Wert der ſtolz abweiſenden Geſte ermeſſen,
mit der Herr Dr. Breitſcheid die Angaben der Freien Preſſe gegenüber
der Oeffentlichkeit beſtreitet.

Oeſterreichiſche Demonſtrationspoliti t.
Zu dem ſeltſamen Beſchluß der deutſchen ſozialdemokratiſchen

Fraktion im öſterreichiſchen Reichsrat, den Etat zu bewilligen, aber
die Kriegskredite abzulehnen, um OeſterreichUngarn an der weite
ren Kriegsteilnahme zu hindern, ſchreibt das Hamburger Echo in
einem längeren Artikel, daß dieſe Demonſtrationspolitik zweifellos
re bleiben werde. Es fügt folgende treffenden Bemerkungen

inzu:
Wenn jetzt mit echt öſterreichiſcher Gemütlichkeit ein „fried-

fertiger Feldzug“ zur Sicherung des Brotfriedens in die Ukraine
unternommen wird, ſo wird er, wie wir gern hoffen wollen, zwar
wenig Blut, aber immerhin auch Geld koſten. Und wenn ſein
Zweck nichts anderes ſein ſoll als die Verſorgung Oeſterreichs mit
dem in der Ukraine lagernden Getreide, ſo überlegen es ſich viel
leicht auch die ſozialdemokratiſchen Abgeordneten in Wien nock
einmal, ob ſie dafür die Kredite verweigern wollen. Es kann ſelbſt
verſtändlich nicht die Abſicht der reichsdeutſchen Sozialdemokratie
ſein, ſich in dieſe Fragen der ſo überaus komplizierten Politik des
öſterreichiſchen Kaiſerſtaates einzumiſchen, und es muß uns ſelbſt
verſtändlich auch gleichgültig bleiben, ob die öſterreichiſche Sozial
demokratie noch Jntereſſe an der Verteidigung Deutſchlands gegen
die Weſtmächte hat, nachdem die Grenzen ihres eigenen Landes mit
Aufopferung deutſchen Viutes gusreichend geſichert worden ſind.
Aber weil uns die deutſchen Sogzialdemokralen Oeſterreichs nun
einmal näher ſtehen als die Arbeiterpartei irgend cines anderen
Landes, und werl wir das Bündnis zwiſchen Deutſchland und
OeſterreichUngarn nicht nur als ein dynaſtiſches und wirtſchafts
politiſches, ſondern als ein wirkliches Völkerbündnis betrachten, das
durch die gemeinſam ertragene Not und Gefahr dieſes Krieges die
Feuerprobe beſtanden hat, deshalb ſehen wir mit einiger Beſorgnis
die parlamentariſche Vertrelung der deutſchöſterreichiſchen Sozial
demokratie eine Politik treiben, die nicht auf dem Erdboden der
Tatſachen, ſondern auf den ſchwankenden Brettern eilig zurecht-
gezimmerter Theorien zu wandeln ſcheint, und die ihren Antrieb
nicht aus der Tiefe, ſondern aus der Höhe empfängt, mitunter
wohl gar vom Schnürboden einer k. und k. Regie.“

Aus aller Welt.
Eine Schießaffäre. Berlin, 4. März. Geſtern abend ſollte ein

Militärgefangener durch einen Gefreiten und einen Begleitmann 29
dem Polizeipräſidium gebracht werden. Auf dem Alexanderplatz ergrif
der Militärgefangene die Flucht. Jhrer Jnſtruktton gemäß, ſchoſſen die
Transporteure hinter dem Flüchtling her. Sie gaben acht Schüſſe ab;
der Flüchtling wurde verletzt und brach zuſammen. Leider iſt auch ein
vierjähriger Knabe durch einen Backenſchuß verletzt worden; heute früh
iſt dieſer den Verletzungen erlegen.

Letzte Nachrichten.
Bern, 6. März. Der ſchweizeriſche Bundesrat hat

auf das Erſuchen der italieniſchen Regierung die Schwei riſche
Geſandtſchaft in Petersburg mit der Vertretung der italieni
ſchen Jnterefſſen in Rußland bis auf weiteres betraut.

Brüſſel, 6. März. Der liberale Abgeordnete von Ankwerpen,
Louis Frank und der Schöffe Strauß ſind ve rhaftet wor-
den, well ſie es unternommen haben, Arbeitswillige zu veranlaſſen,
ihre Arbeit niederzulegen.Amſterdam, Marg. Aus Waſhington wird gemeldet: Der
Präſident der geſetzgebenden Körperſchaft hat die Docks und Werften
der Hamburg--Amerika-Linie und des Norddeutſchen Lloyd in
Hoboken in Beſitz genommen.
Anmſterdam, 6. März. Allgemeene Handelsblad meldet aus

London, daß Bonar Law heute im Unterhauſe zur
Kriegskoſten bis Ende Juni einen Kredit von 5560 Mi
Pfund Sterling verlangen wird.

Baſel, 6. März. Nach einer Pariſer Meldung genehmigte der
Miniſterrat die Geſetzesvorlage, nach der die Jahresklaſſe 1919 in
die Armee eingeſtellt wird. Die Vorlage wird der Kammer ſchnell
ſtens unterbreitet werden.

Neuyork, 5. März. (Reuter.) An den heute ſtattfindenden
Erſatzwahlen für das Repräſentantenhaus aus dem Staate Neuhork
nehmen zum erſtenmal Frauen teil.



Aus der Probing.
Anreizprämien für Kartoffelbauern.

Vom Kriegsernährungsamt wird folgendes mitgedeilt:
Ein möglichſt umfangreicher Ankau von Frühartoffeln in allen
nden, welche ſich dazu eignen, iſt auch in dieſem Jahre ganz

onders geboten. Wie im vergangenen Jahre werden die früh
n Sorten, die in Miſtbeeben, Treibhäuſern und gartenmäßigen

Kultuven gezogen ſind, von der Feſtſetzung eines einheitlichen Höchſt
preiſes für das Reichsgebiet und von der öffentlichen Bewirtſchaf
zung, und zwar bis zum 30. Juni, ausgenommen bleiben. Mit dem
1. Juli muß jedoch mit Rückſicht auf die Lage der Vorräte die
öffentliche Bewirtſchaftung der Frühkartoffeln einſetzen. Wie bereits
früher mitgeteilt, iſt damit zu rechnen, daß im Monat Juli der
Höchſtpreis für Frühkartoffeln nirgends unter 8 Mark für den
Zentner feſtgeſetzt werden wird. Um den großen Verſchiedenheiten
jnnerhalb der einzelnen Anbaugebiete in der Ergiebigkeit und in
der Reifezeit der Frühkartoffeln gerecht zu werden, iſt in Ausſicht
genommen, die Landes und Provinzialkartoffelſtellen wiederum zu
ermächtigen, je nach den Verhältniſſen in ihrem Amtsbereiche mit
Genehmigung der Reichskartoffelſtelle eine Erhöhung des Juli-
preiſes wie im Vorjahre bis zur zuläſſigen Höchſtgrenze von 10 M.
vorzunehmen und ſchon jetzt bekanntzugeben. Jn gleicher Weiſe ſoll
vom 1. Auguſt ab durch die Vorſtände der Landes- und Provinzial
hartoffelſtellen, in denen Erzeuger, Verbraucher und Händler ver-
treten ſind (mit Genehmigung der Reichskartoffelſtelle), unter Be
rückſichtigung der örtlichen Verhältniſſe der Abbau der Karioffel
preiſe mit der Maßgabe vorgenommen werden, daß der Preis für
Herbſtkartoffeln am 15. September erreicht iſt.

Merſeburg. Die Ausgabe der Butter erfolgt wieder amSonnabend. Auf jede Kreisfettmarke und auf jede Zuſatzfettmarke (mit

dem roten Aufdruck K, S und werden 50 Gramm Butter zum
Preiſe von 31 Pf. zugeteilt.

S en Rede et für landwirtſchaftliche Ar-beiter. Dem Kreiſe ſtehen allmonatlich etwa 100 Paar ſogenannte
Kriegsſtiefel (mit Vollholzſohlen, Schäfte aus Gewebe mit Lederblatt
und geſtückelten Lederhinterbeſätzen) zur Verteilung zur Verfügung.
In Anbetracht der im Verhältnis zu den Verſorgungsbedürftigen ſehr ge
ringen Mengen ſoll das Schuhwerk nur an landwirtſchaftliche r
Hilfsarbeiter und Lohn-Hilfsarbeiterinnen verteilt werden. Die Jn

und Höher Mitarbeiter der Betriebe, welche in der Lageſich e Verkehr zu beſchaffen, ſoll von der Be
lieferung ſchloſſen bleiben. Mit der e ſerung wird kaum
vor Ende März 1918 gerechnet werden können und auch dann zunächſt
nut vorwiegend in kleineren Nummern. Die Schuhe werden beſtimmten,

im Kreiſe anſäſſgen e en zum Verkauf SDie Namen der Kleinhändler werden noch bekannt gegeben. Die
Schuhe können nur auf Bezugskarten, welche vom Kreiſe ausgeſtellt
werden, verkauft werden. h zur Ausſtellung von Bezugs
karten auf je 1 Paar Kriegsſtiefel können ſchon jetzt an den Landrat
unter A von Name, Stand und n eingereicht werden. Die
bezogenen Kriegsſtiefel werden den Käufern in den amtlichen Bezugs
ſcheinſtellen auf den zugelaſſenen Beſtand und Verbrauch angerechnet.

Schwer beſtraft. Von der Strafkammer in Halle wird
berichtet. Der mehrfach erheblich beſtrafte Lokomotivführer Oskar Rottorf
war im Sommer 1917 mehrere Monate in den Leunawerken als Loko
motivführer beſchäftigt. Er ſollte während dieſer Zeit Kupferſpäne, ein
Stück Schlauch und eine Signalglocke zum Läuten geſtohlen und außerdem
Getreideähren erupft haben. R. bemühte ſich, die bei ihm ge
fundenen Gegenſtände teils als ſein Eigentum, teils als nicht geſtohlen

nzuſtellen, was ihm aber ſo wenig gelang, daß der Staatsanwalt eine
eſamtſtrafe von zwei Jahren drei Monaten Zuchthaus beantragte.

Das Gericht billigte dem Angeklagten nochmals mildernde Umſtände zu
und ſchickte ihn wegen Diebſtahls im ſtrafverſchärfenden Rückfalle auf
ein Jahr ſieben Monate ins Gefängnis, erkannte auch auf fünf Jahre
Ehrenrechtsverluſt und verfügte ſeine ſofortige Verhaftung.

Bitterfeld. Genehmigungspflichtig. Die Preisprü-
fungsſtelle gibt folgendes bekannt: Jn letzter Zeit erſcheinen in den
Zeitungen häufig fgeſuche von Lebensmitteln oder von Tieren,
aus deven v Lebensmittel gewonnen werden ſollen (Hühner,
Ziegen uſw.). Wir machen darauf aufmerkſam, daß dieſe Anzeigen
nach 88 12 und 13 der Verordnung über den Handel mit Lebens-
mitteln und Futtermitteln und zur Bekämpfung des Kettenhandels
vom 24. 6. 1916 (R.-G.-Bl. S. 581 ff) der Genehmigung der Preis-
prüfungsſtelle bedürfen. Sämtliche Zeitungen, auch die Fachzeitun
gen, werden am Erſcheinungsorte daraufhin ſtändig geprüft.

Eisleben. Klage gegen die Stadt. Das Oberverwal-
tungsgericht hatte jetzt als letzte Jnſtanz in einem Rechtsſtreit zu
entſcheiden, der zwiſchen dem Stadtbaumeiſter a. D. Otto und dem
Magiſtrat der Stadt Eisleben wegen deſſen Feſtſetzung des penſions
fähigen Gehalts ſchwebte. Nachdem Herr Otto am 1. April 1914 in
den Ruheſtand getreten war, wurde ſein penſionsfähiges Ruhegehalt
auf 4160 M. feſtpeſetzt, 3800 M. Gehalt und 360 M. Wohnungs-
geldguſchuß. Mit diefer Feſtſetzung war aber Stadtbaurat Otto
nicht einverſtanden, ſondern beanſpruchte, daß ſein penſionsfähiges

Dienfteinkommen auf 4710 M. t werde. Sr hob hervor:h 1908 e beſchloſſen herböhung der Gemeindebeamten vorzunehmen, im Hinblick auf die
durch das Geſetz von 1909 in Ausſicht genommene anderweite
lung der Gehälter ſollte r h erſt abgewartet werden es
ſeien auch Vorſchüſſe gegahlt n; er ſelbſt habe Vorſchüſſe erhalten. Der Vezirtsausſchuß evachteie aber den von Herrn Otio
geltend gemachten Anſpruch nicht für begründet und nahm an, daß
der betreffende Stadtbaumeiſter kein Anrecht auf eine Gehalts
erhöhung erlangt habe. Dieſe Entſcheidung Herr Otto durch
Berufung beim Oberverwaltungsgericht an, das indeſſen der Ent
ſcheidung des Bezirksausſchuſſes beitrat und die Berufung als nicht
begründet abwies.

Diebſtähle. Einer Antwohnerin der Poſtſtraße wurden
vor einigen Tagen Genußmittel und ein Reiſekorb aus ihrem Keller
im Werte von über 150 M. entwendet. Jn der Nacht zum 8. Märg
ſind zwei in der Petriſtraße wohnenden Familien aus den im Hofe
ſtehenden unverſchloſſenen Kaninchenſtällen 12 Stück Kaninchen ge
ſtohlen worden.

B.
Städtiſcher Vahrungsmittelverkauf.

Sauerkohl. Fran abend auf Marke 144 des Warenbezugs
cheins 1 Perſon 200 Gramm zum Preiſe von 25 Pf.
r z Pfund. Der Kohl wird nach den Kundenliſten ab

gegeben.

Heringe. ne vormittag von 8--12 Uhr: Nr. 45501--50 000,
nachmittag Uhr: Nr. 50001--56000, der Lebensmittel
ſcheine in der Talamtſchule. Jede Perſon etwa 110 Gramm
zum Preiſe von 25 Pfg.

Kaffee-Erſatz-Mittel. Freitag, vormittag von 8--12 Uhr:
Nr. 45 501-—50 000, nachmittag von 2-6 Uhr: Nr. 50 001 bis
56 000 der in der Talamtſchule. Jede
Perſon Pfund zum Preiſe von 75 Pfennig.

Räucher- Heringe. Freitag früh in den bekannten Geſchäften
ſowie teilweiſe auch auf dem Wochenmarkt auf a 98
des Warenbezugsſcheins 10. d Perſon etwa Pfund.
Zugelaſſen ſind ſämtliche Lebensmittelſcheine ſoweit ſie
bisher noch nicht beliefert worden ſind.

W Bekanntmachung.
Von Oſtern 1918 an werden in den ſtädtiſchen Mädchenmittelſchulen folgende Lern

mittel gebracht und zwar in Klaſſe:
A. Bücher:

alcke-Förſter, Religionsbuch für evang. Schulen (Kl. 72-1).

J S r tteger u. Wohlrabe, Fibel, Ausgabe 9).2 Deutſches Leſebuch für v
h 55

59 99

99 55 5599 III, 5755 92 37
Regeln für die deutſche e (Kl. r

ebel, Schatzkäſtlein, Wiesbadener Volksbücher (Kl. 3).
land, Herzog Ernſt, Hendel G

Nibelungenlied, Hillger, Berlin, Jugendbücherei, 52/53 (Kl. 3).
Schiller, Wilhelm Tell, Hendel (Kl. 2).e Kolberg, Cotta (Kl. 2).

oethe, Hermann und Dorotheag, Hendel t.
Goethe, Velhagen Kl. 1oetz v. Berlichingen,
DubislavBoek, Method. Lehrgang der franz. Sprache, Ausg. A, Teil I (Kl. 5).

Ausgabe A, Halle

e 9 99 55 99 5 59Souveſtre, Sechs Erzählungen aus Au Coin du keu, Velhagen (K

Donat, Lehrbuch der Geſchichte für preuß. Mittelſchulen, Teil I/II (Kl. 42-3).
v IIScheer, Erdkunde für Mittelſchulen, Teil I (Kl. 5——4).

95 55 I (Kl. 3--2).III Kl. 1).Lange-Diercke, Schulatlas, Ausgabe für Halle (Kl. 5--1).

ittelſchulen, Teil I (Kl. 8-7).ch i Kiv g iit A (Kl. 3-1).55 55 59 III B (Kl. 1).Joh. Meyer, Deutſches Sprachbuch für Mittelſchulen, Heft I. Ausg. C 8--7).

Bekanntmachung.

den Regierungsbezirk Merſeburg auf den 17.

ſchmieden ſind aufgehoben worden.
Halle, den 4. März 1918.

Die ſeitens der ſtaatlichen Prüfungskommiſſion für
Juni und

16. Dezember 1918 feſtgeſetzten Prüfungen von Huf-

Die Polizeiverwaltung.

Als Schneidermeister
empfiehlt ſich für alle vor
kommenden Arbeiten, wie
auch Wenden, Aendern von
Herren u. Damengarderobe.
O. heimſath 8 vohn,

I

Freitag, den 8. März
Anfang 7,30 Uhr Ende 10,45 Uhr

König för binen an.

Komiſche Oper von Adam,
Sonnabend nachmitt.: Die

(Kl. 6--4).
(Kl. 3--1).

100 Orig. Lumpen 15--30
100 KNeutuch 100fo KnochenII (Ki. 4). Zahle für Akten, Bücher, Zeitungen und Altpapiert r höehste Preise.

ü 1).

(Kl. 2--1). Paul Günther,
Tel. 6176.

fAchtung! Hausivauen!
r Geld liegt in allen Winkeln. W Zahle für

100 Kilo Strumpfwolle 160 N.

Alle Sorten Felle und Roßhaare höchste Tagespreise,
Hole auf Wunsch auch selber ab.

Rohprodukte, Taubenstr. 3

r Alles wird streng reell gewogen.

Geſchwiſter, Der zerbro-
chene Krug. Abends: Sin
fonie- Konzert.
I

Gbastspiole des Stodtthonter Porsonals

Sonntag, den 10. März 1918
abends 71/, Uhr: [963

Moral
Luſtſpiel von Thoma.

700
Köiher Hierbestant.

Heute abend 8 Uhr

[955

10

Hof, hinten links.
Tel, 6176.

Hanft, Rechenbuch für Mittelſchulen, Ausgabe H. A. Heft 9 33 g.

U r h. besollchaftshonrert57 55 19 35 e 9 n e99 55 55 99 95 v Th Alte Promenadetta Leipziger Straßess Zuräbhgehehrt
vin 25. Fernruf 5738. Fernruf 1224Kl. 1). JIIIIIIDDMDIddDDDDDDDPCcECDDkdCcCCCDCPCCECCCCCCDDDDDDDDDDDDDDBDDBBMBDDDDDBDDMMBBDDDDDXXXNX.E:CCC“LCBIMXDDDDDDDDDDDDDDBDDDDDDDD99 I a IXRolle, Naturlehre, Ausgabe B, für Mädchen-Mittelſchulen (Kl. 3--1).

Richter, Naturgeſchichte für Mittelſchulen, Teil U (Kl. 4--3).

99 99 e III Kl. 21 eRichter, Beſtimmungstafeln zur Pflanzenkunde (Kl. 3--1).
FriedrichBrauer, Liederbuch für gehobene Schulen, Sprefe z le (Kl. 7-5).

59 99 99 9 er u eDeutſchbeinMaennel, Lehr u. Leſeb. d. engl. Sprache f. Mittelſch. Teil I (Kl. 3--2).
Ausg. B, Teil II (Kl. 1).

Herausg. v. Dr. E. Groth, Ausg. B,Collection of Tales and Sketehes, I. Bänbchen.
Velhagen (Kl. 1).

B. Hefte
Alle Schreibhefte müſſen den Beſtimmungen der Kgl. Regierung zu

Merſeburg vom 20. Auguſt 1912 entſprechen.
1, Schönſchreiben (Kl. 9).
2, Recht und Schönſchreiben (Kl. 8--7).

Nr. 7 Lateinſchrift VII (K

5, deutſche Schrift, Aufſatz, Rechtſchreiben (Kl. 6--1).
Nr. 6, Franzöſiſch, Engliſch (Kl. 5--1).
Nr. 7, Rechnen und Raumlehre (Kl. 5--1).
Nr. 8, Rechnen (Kl. 7—-6).Tagebuch Rr. 2 (Kl. 8--7).

Nr. 4 t 6).
Nr. 5 (Kl. 5--1).

Vokabelheft (Kl. 2-1).
C. Jeichenlehrmittel:

Albrecht, Kompatz oder Steinzeichenſtänder (Kl. 8--1).
Linearblock (Kl. 3--1).
Skizzenbuch (Kl. 6--1).es (Kl. 3--1).
Winkeldreieck (459) (Kl. 4--1).
eilte Kl. 3--1).Reißbrett (Kl. 3--1).

Für die Zeichenblöcke iſt vorgeſchrieben:
5 graues eb) weißes Zeichenpapier,
c) Blocks zu Aquarellübungen,

für die Albrecht, Kompaß und die Steinzeichenſtänder paſſend;ſorgfältig durchlocht ſein.

eichenkohle.
in Käſtchen zu 12 Stück; Waſſerfarben: 12 Farben mit 1 Tube

Weiß nach Vorſchrift der Kgl. Kunſtſchule. Bei den meiſten Händlern ſind auch ein
zelne Farben zu kaufen.

Ein guter Doppelpinſel.
Bleiſtift Nr. 2 und 3 (für Linearzeichnen).
h mit er und getöntem Papier.ugleich weiſen wir

für Religion einzuführen.

Halle, im Februar 1918.

l. 7).Rechtſchreiben, Auſſeg, Rateiniſche Schrift VI und V (Kl. 7--4).

arauf hin, daß beabſichtigt wird, ein anderes Lernbuch

Die Handlungen werden erſucht, Zugaben irgendwelcher Art nicht auszuteilen.

Gunnar Tolnaes
Die Spur der

ersten Liebe.
Das Lebensbild einer Treulosen

in 3 Akten.
Irmas Eheſcontrakte,

Lustspiel in 3 Akten.

4- h.

Ab Freitag, den 8. März:

II Aer u ln erbet

Baronin hanmerungfer.

Dr. Niebuhr,
Moritzzwinger 17.964

liht und Finsternis

Lebensdrama in 4 Akten. Faſt neue echte [928
Möbel aller Art
Küchen, Schlafzimmer-Ein-
richtungen, Nußb.Schränke,
Vertikos, Sofas, Matratzen
(große Auswahl) empfiehlt

h. Sohse, än.Lustspiel in 3 Akten.

3 Könige

Neue urkomiſche Poſſen.

Varietèé
Kl. Klausſtr. 7

Jm Sturme eroberten
die Gunſt der Beſucher.

Umpreßhüte
werden angenommen. Preis J.50 M.

Lieferzeit J--4 Wochen.

Umarbeitungen nach

[959

kauft man

die Blocks müſſen gegenüber Alex Miechel.

Zur Konfirmation
Uhren, Gold- und Silberwaren

am beſten und äußerſt preiswert bei
Amand Weiß, Halle, Kleinſchmieden 6,
e Eigene Reparaturwerkſtätte.

912] neueſter Form.
Große Ruswahl in Blumen.

Fritz Möſenthin
Burgſtraße 1, gegenüber der Burg.

[966

Alt- Papier
ſtets

956]
Der Magiſtrat.

ſowie Gesehäftsbücher zum Einſtampfen kauft

A. Samuel,
Alter Markt 7. Tel.-Nr. 5592.

vie Fürſorgevermittlungsſteſſe Halle

der Kriegsamtſtelle Magdeburg
fucht und vermittelt koſtenlos

gute Sehlafſtellen.
Poſtſtraße 16, Zimmer Nr. 59. II. Tr. r. (500



Nr. 56.
2

Beilage zur Volksſtimme.
Halle, Donnerstag den 7. März 1918. 2. Jahrgang.

Halle und Saalkreis.
Halle, 7. März 1918.

à

Sewerkſchaften und Lehrlingsweſen.
Jn Unternehmerkreiſen herrſcht die Auffaſſung vor, daß die

Gewerkſchaften ſich um das Lehvrlingsweſen nicht zu kümmern
hätten. Die Ausbildung des Lehrlings ſei ausſchließlich Sache des
Lehrmeiſters. Jndeſſen, auch den Gewerkſchaftsorganiſationen kann
es nicht gleichgültig ſein, unter welchen Bedingungen heute die
Heranbildung des Nachwuchſes der Berufe ſich vollzieht. Von der
Art, wie die Lehrlinge ausgebildet werden, hängt nicht ſelten ein
Teil des Wohles der Arbeiter in den verſchiedenſten Berufen ab.
Zu welchen Zuſtänden es führen kann, wenn die Lehrlingsaus-
bildung einzig und allein den Lehrherren anvertraut wird, hat ſich
kürzlich erſt wieder aus Anlaß der Diskuſſion über das Lehrlings
thema im Korreſpondent für Deutſchlands Buchdrucker und Schrift
gießer gezeigt. Da wurde mitgeteilt, daß in kleinen Druckorten
nur zu oft eine geradezu kaninchenhafte Zunahme der Lehrlinge
anzutveffen ſei. Jn Perleberg habe eine Firma als Nichtfachmann
bereits zwölf Buchdruckerſcholaren ausgebildet,. und ſie beabſichtige
noch mehr Unglücksraben in die Buchdruckerwelt fliegen zu laſſen.
Jn Pritzwalk ſei eine Firma, die gleichfalls auf guten „Stall-
beſtand ſehe; ſie halte zur Zeit 9 Lehrlinge. Ein halbes Dutzend
ſei bei derſelben Firma zu Oſtern „nachgemuftert“ worden. Von
Pritzwalk und Perleberg wird mit Recht geſagt, daß ſie nicht allein
auf der deutſchen Buchdruckererde zu finden ſeien. Kein Wunder,
daß bei einer ſo gewiſſenloſen Lehrlingszüchterei der gerade für das
Buchdruckgewerbe notwendige gut gausgebildete Nachwuchs nicht
immer in gewünſchtem Maße zur Verfügung ſteht.

Wie in dieſem, ſo zeigen ſich Uebelſtände und Auswüchſe auf
dem Gebiete des Lehrlingsweſens natürlich auch in allen, anderen
Berufen. Je beſſer die Ausbildung des Lehrlings iſt, deſto tüchtiger
zeigt ſich derſelbe ſpäter als Gehilfe. Und die organiſierten Ar
beiter können nur ein reges Intereſſe daran haben, daß die Aus-
bildung des jungen Nachwuchſes in der gewiſſenhafteſten Weiſe vor
ſich geht. Nur mit tüchtigen Mitarbeitern und Kollegen können ſie
auf die ſchnellſte Erfüllung und Durchſetzung der Gewerkſchafts
forderungen rechnen. Der leider ſehr oft angzutreffenden Lehrlings
ausbeuterei und des gewiſſenloſen Mißbrauches der Lehrlinge ſind
die Gewerkſchaften feindlich geſinnt. Solchen Mißſtänden wird in
Zukunft mehr als bisher ihr Kampf gelten.

Kürzlich haben erſt die Delegierten des HamburgAltonger
Gewerkſchaftskartells ſich eingehend mit der Frage der Neuordnung
des Lehrlingsweſens beſchäftigt und 16 Leitſätze aufgeſtellt, in
denen die Feſtſetzung einer höchſtens dreijährigen Lehrzeit, der er
forderliche Lehrlingsſchutz, Regeln für die gewiſſenhafte Ausbildung
und ſonſtige dem Wohl des Lehrlings dienende Forderungen auf-
geſtellt werden. Dieſe Entſchließung hat ſofort gewiſſe Handwerks
kreiſe mobil gemacht. Der Deutſchen Arbeitgebergeitung geht an
geblich aus Handwerkskreiſen eine Zuſchrift zu, die die vom
Hamburg Altonager Gewerkſchaftskartell aufgeſtellten Leitſätze dis
kreditiert. Es wird darin betont, daß die Gewer n in der
Kriegszeit ihr Herz für die Lehrlinge entdeckt hätten, die auf der
Hand liegenden Gründe hierfür ſeien natürlich nicht frei an Gigen
nutz. Daß die Zuſchrift gegen die den Lehrlingsmißbrauch gelten-
den Leitſätze zu Felde zieht, war von vornherein vorausguſehen.
Die dagegen erhobenen Einwände zeigen jedoch nur, wie ſehr ge
wiſſe Handwerkerkreiſe jeder notwendigen Reform auf dem Gebiete
des Lehrlingsweſens feindlich geſinnt ſind. Sie beſtärken aber
gerade die Gewerkſchaften, im wohlverſtandenen wirtſchaftlichen
ſowie in ihrem eigenen Intereſſe an der Beſeitigung der mannig
fachen Uebelſtände mit dätig zu ſein.

Die Geſchlechtskrankheiten während des Krieges.
J. K. Ueber die Zunahme der Geſchlechtskrankheiten bringt die

Begründung zu den eben dem Reichstag zugegangenen Entwurfe eines
Geſetzes zur Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten umfangreiche neue
ſtatiſtiſche Aufzeichnungen bei. Hiernach ſtieg z. B. die Zahl der in
den Allgemeinen Krankenhäuſern im Deutſchen Reich an den haupt-
ſächlichſten Geſchlechtskrankheiten Behandelter von 46 494 im Jahr

1902 auf 105 503 im Jahre 1913. Dabei iſt zu bedenken, daß die
Zahl der in den Krankenhäuſern behandelten Geſchlechtskranken nur
ein geringer Teil der überhaupt vorhandenen iſt.

Im Winter 1913/14 haben die deutſchen Großſtädte eine Erhebung
über die Zahl der ſich in ärztlicher Behandlung befindlichen Geſchlechts
kranken vorgenommen. Soweit die Ergebniſſe hierüber bekannt ge-
worden ſind, kamen auf je 1000 Einwohner 5,62 Geſchlechtskranke. Da-
von waren 69 v. H. männlichen und 31 v. H. weiblichen Geſchlechts.
Die Zahl der Erkrankungsfälle an Geſchlechtskrankheiten im Heer
nahm bis zum Jahre 1900 ſtändig ab, und zwar bis auf 17,8 pro
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Frieden! Freiheit!

Wohlfahrt!
Das ſind öie Leitmotive der

„volksſtimme“
Jeder aufrichtige Friedensfreund, der mit uns

für die herbeiführung eines

völker Friedens
eintritt, der auf der Grundlage gegenſeitiger Verſtändigung der Völker aufgebaut, die hene Gewähr

für ſeine Dauer in ſich ſchließt, muß deshalb Leſer der
„Volksſtimme“ werden.

Soll Deutſchland dauernd Vertrauen in der Welt ge
nießen und die Kraft beſitzen, raſch und gründlich die
Schäden des Krieges zu überwinden, muß weitgehende

politiſche Freiheit
dem Volke gewährt werden. Kufs entſchloſſenſte ſetzt
ſich dafür die „Volksſtimme“ ein. Wer die volle
ſtaatsbürgerliche Freiheit aller Teile der Bevölkerung
erſtrebt, muß ſie durch ſein Abonnement in

ihrem Kampfe unterſtützen. Für die

Wohlfahrt der Maſſen
aller Arbeiter, Krbeiterinnen, Soldaten und kleinen Leute
in bezug auf ſoziale Fürſorge, Ernährung und Verſorgung

tritt unabläſſig die

„volksſtimme“
ein. Deshalb muß ihr von allen Kreiſen der Bevölkerung,
die gleich ihr fürFrieden, Freiheit und Wohlfahrt des Volkes
eintreten, zur weiteſten Verbreitung geholfen werden.

1000 der Kopfſtärke der Armee. Die Ziffer erhöhte ſich
auf 21,2 im Jahre 1913. In der Marine ſind die Zahlen viel
höhere, im Jahre 1913 z. B. 57,8. Die Zahl der eingeſtellten ge
ſchlechtskranken Rekrüten ſchwankt zwiſchen 7,1 und 7,6 je 1000.

Auch über die Wirkungen der Geſchlechtskrankheiten ſucht die Be
gründung des Geſetzentwurfs ſtatiſtiſches Material beizubringen. Als
Nachkrankheiten treten Gelenkentzündungen, Herz- und Nierenleiden
uſw. auf. Die Syphilis pflegt eine Reihe von bedenklichen Organ-
erkrankungen hervorzurufen, insbeſondere Entartung der Blutgefäße des
Herzens, Erkrankungen der Augen, ſowie Rückenmarkſchwindſucht und
Gehirnparalyſe. Die Zahl der in den allgemeinen Krankenhäuſern be
handelten Fälle von Rückenmarkſchwindſucht vermehrten ſich von 2757
im Jahre 1902 auf 5716 im Jahre 1913, die der an paralytiſcher
Seelenſtörung leidenden Geiſteskranken von 9398 auf 11 862. Schließ-
lich werden noch Ziffern beigebracht über die ungünſtigen Einwirkungen
der Geſchlechtskrankheiten auf die Geburtenhäufigkeit. Während des
Krieges haben ſich die Geſchlechtskrankheiten bekanntlich ſtärker ver-

er wieder

breitet als zuvor.

Hans Dampf in allen Gaſſen.
77 Erzählung von Heinrich Zſchokke.

Der Stadtſchreiber Mucker aber widerredete dem heſtig;
bewies, daß Hans Dampf allerdings der Urheber alles Uchels
ſei, und ſchloß mit den Worten: „So weit, o Londesväter,
iſt es gekommen, daß es bei mir gar keines Zuredens mehr
bodarf, um mich glauben zu machen, daß an dem blutigen
Türkenkriege, daß an der großen Viehſeuche in Polen, daß
an dem fürchterlichen Erdbeben in Kalabrien, daß an dem
letzten Sturm, welcher die ſpaniſche Silberflotte in den Ab
grund des Meeres ſenkte, niemand anders als Hans Dampf
ſchüld ſei. Seit er wieder in unſere Mauern kam, iſt Ver-
wirrung, Zwietracht, Parteiweſen und Lärmen an der Tages
ordnung. Noch ſteht Lalenburg; aber wir Landesväter wer
den den Untergang dieſer uralten herrlichen und weltberühm-
ten Stadt ſehen, wenn wir den Hans Dampf nicht von uns
weg über alle Meere verbannen. Weſſen iſt er nicht fähig?
Hat er uns noch nicht der Entzweiung, des Schreckens genug
gebracht? Wollet ihr noch Bürgerkriege erleben, Mord und
Brand, den Einſturz dieſes ehrwürdigen Rathauſes, die Ein
äſcherung unſerer Wohnungen? Und nun fuhr Mucker fort
ein Bild der Verwüſtung zu entwerfen, daß allen Zuhörern
und ſelbſt dem edeln Hans Dampf die Haare vor Grauſen
bergan ſtanden, und jeder den Augenblick vor der Tür glaubte,
wo die Zerſtörung Jeruſalems ſich in Lalenburg wiederholen
würde.

Angſt und Furcht, Schrecken, Verzweiflung und Rache
war in allen Geſichtern zu erblicken. Einige ſaßen halb ohn
mächtig eingeſunken da; andere ſchnoben mit erweiterten
Naslöchern wutvoll und ſchoſſen mörderiſche Blicke auf den
Staatsbaumeiſter; andere wollten in bangem Entſetzen zu
den Jhrigen flüchten, um ſie zeitig zu retten, ſanken aber mit
gebrochenen Knien auf die Bank zurück: andere wollten dad
Wort fordern und auf den Tod des S Dampf antragen,
und konnten nur mit vom Zorn erſtickter Stimme unvernehm-
liche Töne hören laſſen.

Plötzlich öffneten ſich die Türen des Saals und der Rats

Stimme,

Bund zur Erhallung und Mehrung der deutſchen Volkskraft. Es
ſei nochmals darauf aufmerkſam gemacht, wie außerordentlich wichtig
es iſt, den Kartoffelbau durch Kalidünger zu fördern. Der Bund giht
das Kilo Kali für 20 Pf. ab. Es ſteht noch ein Reſt von Kalidünger
zur Verfügung, der jedoch bald erſchöpft ſein wird. Es iſt jetzt die
rechte Zeit, ſolchen Dünger auf den Acker zu bringen. Der Bund bietet
ferner die außerordentlich ſeltene Gelegenheit, ein Gemiſch von Kali,
Stickſtoff und Phosphordünger zu beziehen. Solcher Dünger iſt im
Handel kaum mehr zu erhalten, und es iſt ein Zufall, daß der Bund
durth rechtzeitige Vorſorge den Kleinpächtern des Bundes dieſes koſt-
bare Gut anbieten kann. Der Vorrat iſt natürlich kein ſehr großer
Die Abgabe erfolgt gegen Vorweiſung der Ackerkarte. Geeignete Ge-
fäße ſind mitzubringen.

Rur Kriegsbeſchädigie als Poſt und Telegraphengehikffen. Vor
anſcheinend amtlicher Stelle wird folgendes mitgeteilt: Als Poſt und
Telegraphengehilfen werden in abſehbarer Zeit nur noch Kriegsver
ſehrte angenommen. Vorausſetzung iſt natürlich, daß ſie für den Poſt-
und Telegraphendienſt geeignet ſind und den ſonſtigen Annahmebe-
dingungen, insbeſondere durch ihre Schulbildung uſw. entſprechen. An-
dere Bewerber werden vorerſt grundſätzlich nicht angenommen. Dies
gilt auch für Söhne von Poſt und Telegraphenbeamten. Wenn Poſi-
und Telegraphenanwärter während des Probedienſtes zum Heeresdienſt
zurückberufen worden ſind und nach ihrer Entlaſſung aus dem Heeres
dienſt ihre Probedienſtleiſtung fortſetzen wollen, müſſen ſie in ihre
früheren Dienſtſtellen zurücktreten Sollte ein Anwärter den Wunſch
haben, einem anderen Bezirk überwieſen zu werden, ſo iſt dazu die
Genehmigung des Reichspoſtamts notwendig.

Lebensmittelverkaufsſtellen der Slädte unterliegen der Unfall
verſicherung. Nach S 537 Abſ. 1 Nr 11 der Reichsverſicherungsordnung
unterliegen Betriebe zur Behandlung und Handhabung der Waren dann

der Unfallverſicherung, wenn ſie mit einem über den Umfang des Klein
betriebes hinausgehenden kaufmänniſchen Unternehmen verbunden ſind.
Und über den Umfang eines Kleinbetriebes wiederum geht ein ſolcher
Betrieb dann hinaus, wenn in ihm mehr als 300 volle Arbeitstage auf
die Behandlung und Handhabung der Ware verwendet wird. Die
Stadt D. hatte nun ſeit Auguſt 1915 nach und nach 10 ſtädtiſche Lebens
mittelverkaufsſtellen eingerichtet, in denen Waren an die Bevölkerung
abgeſetzt wurden; und es iſt jetzt dieſer Betrieb vom Reichsverſicherungs
amt für verſicherungspflichtig erklärt worden. Als kufmänniſcher Un
ternehmer im Sinne der oben angeführten Vorſchrift habe jeder nach
kaufmänniſchen Regeln eingerichtete und geleitete Betrieb zu gelten. Daß
aus dem ſtädtiſchen Betriebe bisher ein Ueberſchuß nicht erzielt ſei, ſei
ohne Bedeutung. Unſtreitig würden in den ſtädtiſchen Verkaufsſtellen
mehr als 300 volle Arbeitstage auf die Behandlung und Handhabung
der Ware aufgewendet. Das Unternehmen gehe ſonach über den Um
fang eines Kleinbetriebes hinaus und ſei daher bei der Detailhandels
Berufsgenoſſenſchaft zu verſichern. Daran ändere auch der Umſtand
nichts, daß es auf unbeſtimmte Zeit eingerichtet ſei. Denn der Betrieb
ſei bereits ſeit über zwei Jahren im Gange, und es laſſe ſich nicht ab
ſehen, wie lange er noch ausgeübt werden ſolle, zumal er auch vor
ausſichtlich mit dem Augenblick des Friedensſchluſſes nicht ſofort einge
ſtellt werde. Er erfordere hiernach die Aufwendung von länger dauern-
den, nicht bloß vorübergehenden wirtſchaftlichen Tätigkeiten und ſei ſo-
mit als Betrieb im Sinne der Unfallverſicherung anzuſehen.

Die Reviſion der in den hieſigen Geſchäften benen Bezugs-
ſcheine hat ergeben, daß bei der Ausfertigung dieſer Scheine die Vor-
ſchriften der Stoff Höchſtmaßliſte vom 13. Oktober 1917 vielfach nicht
beachtet werden. In ſolchen Fällen dürfen nach der Bekanntmachung
der Reichsbekleidungsſtelle vom 27. März 1917 die Gewerbetreibenden
an Stelle der in den Bezugsſcheinen angegebenen Maße höchſtens die
in der Liſte feſtgeſetzten Stoffhöchſtmaße abgeben. Zuwiderhandlungen
ſind mit Gefängnis bis zu 1 Jahr oder mit Geldſtrafe bis zu 10 000
Mark oder einer dieſer Strafen zu ahnden. Die Ueberwachunggsſtell
für Bezugsſcheine wird von jetzt an jede Uebertretung dieſer Vor-
ſchrift der Staatsanwaltſchaft zur Einleitung des ſtrafgerichtlichen Ver-
fahrens anzeigen.

Die Fürſorgeftelle für Lungenkranke, Salzgrafenſtraße 1, hat ſich
bekanntlich die Aufgabe geſtellt, Lungenkranke unentgeltlich zu unter
ſuchen und über die Maßnahmen aufzuklären, die zur ihrer Geneſung
und zur Bekämpfung der Tuberkuloſe im allgemeinen dienen können.
Sie gibt den Kranken Verhaltungsmaßregeln und ſucht die Ange-
hörigen vor Anſteckung zu ſchützen. Die Fürſorgeſtelle übernimmt nicht
die ärztliche Behandlung des Kranken, ſondern ſucht ihre Ziele vielmehr
u erreichen durch frühzeitige Ermittlung der Lungenkranken, ärztliche
nterſuchung des Kranken und ſeiner Angehörigen, Aufklärung der

Familien, Vermittlung eines Heilverfahrens für h bare Lungenkranke
und Fürſorge für bedrohte Angehörige, Beſeitigung der gefährlichſten
Entſtehungsherde (Trennung des Kranken, Entſeuchung der Wohnung
und Kleidung), Unterſtützung der Angehörigen ſolcher Lungenkranker,
die ſich in Heilſtätten befinden. Sprechſtunden finden täglich 4 bis 5
Uhr nachmittags ſtatt.

geheuren Siegel. Er übergab ihn dem Bürgermeiſter und
ſagte, ein Kurier S. Durchlaucht des Fürſten von Luchſen-
ſtein habe ihn gebracht. Da ſpitzten alle mächtig die Ohren.
Der Bürgermeiſter ſetzte die Brille auf und gab ſich ein maje-
ſtötiſches Anſehen, indem er geheinmisvoll links und rechts
ſüſterte: „Depeſchen von allerhöchſter Wichtigkeit!“ Die
guten Lalenburger brannten vor Neugier und hingen mit
ihren Blicken nur on dem gewaltigen Siegel. Die Zerſtörung
von Jeruſalem war unverzüglich rein vergeſſen.

Als nun der regierende Bürgermeiſter den Brief des
Fürſten entfaltete, rückten diejenigen, welche dem Oberhaupte
der Republik zunächſt ſaßen, ihm ſo nahe auf den Leib, als
ſie konnten; die andern, um keine Siſbe, keinen Odemzug
des Bürgermeiſters zu verlieren, rutſchten auf ihren Bänken
behutſam nach, daß einer faſt auf den Schoß des andern
zu ſitzen kam. Der ganze Saal ward keer, bis auf einen
kleinen Platz um den Meiſter herum, wo ſich Köpfe an Köpfe
drängten. Dabei herrſchte Todenſtille. Obgleich Lalenburg
mit dem benachbarten Fürſtentum Luchſenſtein vielen Ge-
ſchäftsverkehr hatte, war bisher doch noch nie geſchehen, daß
der Fürſt unmittelbar dem Rat der Republik zugeſchrieben
hätte. Der Bürgermeiſter konnte alſo mit Recht vermuten,
das Sendſchreiben umfaſſe Gegenſtände der höchſten Wich-
tigkeit.

Er fing an zu leſen, aber mit ehrfurchtsvoller, leiſer
der Feierlichkeit des Gegenſtandes angemeſſen.

Weil die, welche zuhinterſt ſaßen, die erſten Worte nicht voll-
kommen verſtanden hatten, riefen ſie: „Laut geleſen, laut!“
Dadurch wurden die vorderen geſtört und geboten einſtimmig
Stillſchweigen. Darüber verloren die Hintern das Vorgeleſene
gänzlich und wiederholten ihren Zuruf um lautern Vortrag;
andere begehrten, man ſolle noch einmal von Anfang an
fangen. Die Vordern ſchrien ungeduldig; es müſſe Toten-
ſtille herrſchen. Dies Her- und Hinrufen ward immer ſtärker,
weil endlich alle an dem Lärmen geärgert waren und jeder
für ſich die Ruhe herzuſtellen und ſeine Stimme über die
Stimme der übrigen zu erheben bemüht war. Da nun die
Hinterſten ſich überzeugten, daß bei ſo bewandten Umſtänden
die Vorderſten offenbar den Vorteil hätten, weil ſie dem
Brief und dem Vorleſer zunächſt waren, rückten ſie nach.

bote trat herein, einen Brief in der Hand, mit einem un Hans Dampf ſaß wetterſchnell dem Bürgermeiſter vor der

Naſe. Der Stadtſchreiber behauptete und ſchrie ſich dabei
das Geſicht kirſchbraun, Hans Dampf habe ihn vom Platze
verdrängt. Es war umſonſt. Gleichwie Hans Dampf, hatten
auch andere ſich von hinten hervorgemacht. Nun gab es ein
erſchreckliches Stoßen, Reißen und Sturmlaufen unter Flüchen
und Beſchwörungen und Bitten und Seufzen, ſtill zu ſein.

Unter dieſen tumultariſchen Bewegungen ward dem
Bürgermeiſter am übelſten zu Mut; denn gegen ihn drängte
ſich, als zum Mittelpunkt, alles von allen Richtungen her.
Da faßte er den großen Entſchluß, durch ſein Anſehen den
Sturm verſtummen zu machen. Mit s Unwillen
ſtand er auf und ſtieg, damit er über die nge hervorrage,
auf ſeinen Stuhl. Jndem er aber die donnernde Stimme mit
gerechtem Zorn erheben wollte, fuhr ihm durch einen unehr-
erbietigen Stoß des Gedränges der konſulariſche Thron unter
den Beinen hinweg, und er ſelbſt mit dem fürſtlichen Briefe,
wie eine ſtürzende Eiche über niederes Geſträuch, in die
ringende Menge hinab. Seine Perücke, die reichlich mit
Puder und Pomade das Antlitz des Oberzollverwalters färbt
und demſelben ſchier das Licht der Augen raubte, ward von
dieſem im Jähzorn erfaßt und in eine Trutz- und Schutzwaffe
verwandelt. Jhr Anblick und ihre Wirkſamkeit reizte' zu un
ſeligen Nachahmungen des gegebenen Beiſpiels. Bald ward
beine Perücke mehr auf dem Kopfe ſicher; eine um die andere
flog empor über die Häupter der Menge, gleich einer Zorn-
rute, und verbreitete Gewölke um ſich in der Höhe, Schmerzen
und Zetergeſchrei der Getroffenen in der Tiefe.

Jn dieſer traurigen Verwirrung der Dinge reifte plötz
lich die große, hange vorbereitete Verſchwörung gegen des
Stadtſchreibers Zopf. Der Ratsherren einer, ſeines Hand
werks ein Schneider, zog die Schere und verfolgte damit den
Stadtſchreiber, welcher wie eine langgeſchwärzte Ratze in dem
Getümmel umherfuhr. Jm Hui war der Zopf glatt am
Kopfe weg, ohne daß Herr Mucker nur eine Ahnung von
ſeinem Unſtern hatte, bis er einen Hieb damit über das Ge-
ſicht bekam. Denn ein anderer hatte dem heimtückiſchen
Schneider die Trophäe entriſſen, und, weil ſie die Lände von
anderthalb Ellen haben mochte, ſich ihrer wie einer Reit-
peitſche bedient.

(Forkſetzung folgt.)
J
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Ecſatzſohlen für die Landwiriſchaft. Der Landwirtſchaftkammer
find von der Erſatzſohlen- Geſellſchaft auf ihren Antrag hin zu
10 000 Paar Erſatzſohlen in verſchiedenen Ausführungen und Größen
zur Verfügung geſtellt worden. Die Abgabe an die Landwirte wird
durch die JentralAnkaufftelle in Halle a. S., Merſeburger Straße
17,/19, erfolgen. Um ſie den Bedarfsverhältniſſen und der verfügbaren
M möglichſt gleichmäßig anpaſſen zu können, ſollen nur Sammel-
beſtellungen zur Ausführung kommen, die von den einzelnen Gemeinde-
und Gutsbezirken bis ſpätſtens 15. März an die ZentralAnkaufsſtelle
erbeten werden. Einzelbeſtellungen können keinesfalls berückſichtigt
werden.

Alle äber 15 Jahre alten Ausländer einſchl. die Angehörigen ver
bündeter Staaten haben ſich binnen 24 Stunden nach ihrer An
tunft in oder vor ihrer Abreiſe von Halle unter Vorlegung ihres Paſſes
oder des ſeine Stelle vertretenden behördlichen Ausweiſes bei der Poli

zeiverwaltung Politiſche Polizei, Dreyhauptſtraße 4, Zimmer 52) per-
ſönlich an oder abzumelden. Dieſe Meldungen ſind auch dann er-
forderlich, wenn ſich ein Ausländer nur vorübergehend in hieſiger
Stadt aufhält oder dieſe verläßt. Jedermann, der einen Ausländer
entgeltlich oder unentgeltlich in ſeiner Behauſung oder in ſeinen ge
werblichen Räumen (Gaſthäuſern, Fremdenheimen uſw.) aufnimmt, iſt

verpflichtet, ſich über die Erfüllung der Anmeldepflicht des Ausländers
ſpäteſtens 24 Stunden nach ſeiner Aufnahme zu vergewiſſern und im
Falle der Nichterfüllung ſofort der Polizeiverwaltung, Politiſche Polizei,

Mitteilung zu machen.
Warnung an Fuhrleute. Jm verfloſſenen Jahre ſind zahlreiche

Unfälle durch Ueberfahren von Fuhrwerken auf unbewachten Bahn-
übergängen herbeigeführt worden. Deshalb wird den Geſchirrführern
von der Polizeiverwaltung die größte Vorſicht beim Befahren von un-
bewachten Ueberwegen zur Pflicht gemacht. Gleichzeitig werden ſie
darauf hingewieſen, daß ſie durch Unachtſamkeit nicht nur ihr eigenes

Leben gefährden, ſondern auch durch fahrläſſige Gefährdung des Eiſen
bahnbetriebes ſich einer ſtrafrechtlichen Verfolgung ausſetzen.

Prozeß gegen die Oriskrankenkaſſe. Die allgemeine Orks-
krankenkaſſe Halle hatte für einen Bureauangeſtellten die Kaſſenbeiträge
auch für die in die Woche fallenden Feiertage eingezogen. Der Arbeit-
geber forderte dieſe Beiträge zurück, weil ſolche nur für Arbeitstage
eingezogen werden dürfen. Das Verſicherungsamt der Stadt Halle
verurteilte Ende des Jahres 1917 die Kaſſe zur Rückzahlung. Hiergegegen
rief die Krankenkaſſe das Oberverſicherungsamt an, das jetzt auch die
Entſcheidung des Verficherungsamts der Stadt Halle aufhob. Die Bu-
reauangeſtellten werden, ſo heißt es in der Begründung, monatlich
entlohnt, nicht für den einzelnen Tag, an dem ſie Arbeit leiſten. Per
ſonen, die in dieſer Art angeſtellt ſind und entlohnt werden, ſind ihren
Arbeitgebern gegenüber regelmäßig auch an Sonn und Feiertagen
zur Arbeitsleiſtung verpflichtet und haben im Falle einer ſolchen Leiſtung
keinen Anſpruch auf beſondere Vergütung. Hiernach ſind die Feiertage,
für die die Krankenkaſſe Beiträge eingezogen hat, als Arbeitstage anzu
ſehen, ohne daß es darauf ankommt, ob tatſächlich an allen dieſen Tagen
Arbeit geleiſtet worden iſt oder nicht. Da die fraglichen Beiträge ſomit
zu Recht erhoben worden ſind, iſt der Anſpruch auf Rückzahlung un
vegründet. Dieſes wichtige Urteil hat natürlich auch ſinnentſprechende
Anwendung auf Handlungsgehilfen, Verkäuferinnen und ſonſtige in
Monatslohn ſtehende Perſonen zu finden.

Die Unabhängigen haben am Dienstag nun doch noch ihre Wahl
rechtsverſammlung abhalten können, die ihnen kürzlich nach erſt er
folgter Genehmigung in letzter Minute wieder verboten worden war.
Damit iſt der Beweis von ihnen ſelbſt für die Richtigkeit unſerer Be
hauptung in jener Polemik erbracht worden, die wir kürzlich gegen das
Volksblatt wegen einer ſeiner üblichen Unterſtellungen zu führen hatten:

nächſt r und
ondern allein der
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daß an dem Verbot nicht die unferſchiedliche Behandlung von „Unad-
rungsſozialiſten“ durch die Behörden ſchuld ſei,
ſtand, daß ſene erſt genehmigte Verſammlung in

großen Streiks fiel. übrigen war dieſe zweite
Verſammlung recht ſchlecht beſucht: Der kleine Saal des Volksparkes
war gerade beſetzt. Und ſo mußte der Verſammlungsleiter ſchon die
Ausrede dafür, „daß der Verſammlungsbeſuch hinter den Erwartungen
zurückgeblieben ſei“, gebrauchen, die für eine ausgiebige Werbe
tätigkeit wäre zu kurz geweſen Dabei wollen doch die Unabhängigen die
Meſſen hinter ſich haben, die den Ruf zum Kommen auch nur zu hören

brauchten, um eben nicht zu kommen! Die Verſammlung ſelbſt bot
nichts Bemerkenswertes. Der Unabhängige Vogtherr hielt das Referat,
und in der Digskuſſion ſprach nur der Redakteur Hennig.

Waih geſchrien! Der Konſervative Verein für Halle und den
Saalkreis hat am Dienstag eine Mitgliederverſammlung abgehalten,
in der vom Geſchäftsführer Mertens der Geſchäſtsbericht für 1917 ge-
geben wurde. Dieſer, der nach der Halleſchen Zeitung „ſorgfältig auf
gebaut“ ſein ſoll, enthält u. a. auch n Klagelaute: „Die demo
kratiſchen Wellen ſchlagen bis an die Stufen des Thrones, das alte
Preußen wankt in ſeinen Grundfeſten und eine neue Zeit ſoll ein neues
Preußen bringen. Wird das neue Preußen ſtark daſtehen? Dieſe

Frage iſt es, die ſich dem Patrioten immer wieder aufdrängt. Auf der
einen Seite ſucht man das Heil im Reichstagswahlrecht. Auf der
andern Seite macht man das Prinzip der ſtändiſchen Vertretung
geltend.“ Ja, die Herren Konſervativen ſind wirklich bös daran. Sie
bangen tatſächlich ſehr um das alte Preußen, aber nur, weil eine Aende
rung den Thron gefährden oder Preußen nicht ſtark genug laſſen
könnte, beileibe nicht um ihrer materiellen Intereſſen willen. Zum
Schluß des Jahresberichtes mahnte der Geſchäftsführer, treu an den
konſervativen Grundſätzen feſtzuhalten und es auch nicht zu unter
laſſen, durch den Beſuch der Sitzungen des Vereins neues Leben in eine
gute Sache zu bringen. Merkſt du was, lieber Leſer. Nach Erſtattung
des Kaſſenberichts, der mit 4970.11 M. balanziert und bei 2008.09 M.
Ausgaben einen Beſtand von 2962.02 M. aufweiſt, wurde Entlaſtung
erteilt. Mitgliederbeiträge ſind das natürlich nicht.

Das Sonnlagshuhn der Skrafgefangenen. Von der Strafkam-
mer wird berichtet: Auf der Anklagebank ſaßen die aus der Strafhaft
vorgeſührten Albert Berger, Oletzko Grünberg und Willi Landgraf. Sie
waren im Gefängnishofe mit Arbeiten beſchäftigt und bemerkten, daß
im Hofe des Gefängnisgeiſtlichen ein Huhn umherlief. Nach der An-
klage hat nun B. das Huhn mit Abſicht mit einem Stein getötet, wäh-
rend dieſer angibt, daß er den Stein geworfen habe, um es zu ver
ſcheuchen. Das getötete Huhn wurde dann von dem in der Bäckerei
des Gefängniſſes beſchäftigten Angeklagten L. zubereitet und mit zwei
anderen Gefangenen verſpeiſt, während urſprünglich die beiden erſten
Angeklagten B. und G. an dem Mahle hätten teilnehmen ſollen. Der
Staatsanwalt beantragte gegen B. eine Zuchthausſtrafe von einem
Jahre und Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte auf die Dauer von
fünf Jahren, gegen G. und L. je ſechs Monate Gefängnis. Das
Urteil lautete auf ſechs Monate Gefängnis gegen B., auf je drei Mo
nate gegen G. und L.

Großer Seidenſchwindel. In einem hieſigen Geſchäft erſchien
am Dienstag gegen 2 Uhr nachmittags ein Mann und verlangte Seide
zu kaufen. Es iſt ihm auch verſchiedene Seide vorgelegt worden. Er
gab an, für ſeine Frau ein ſeidenes Kleid machen laſſen zu wollen,
bat, die Seide, da er beurlaubt wäre und am nächſten Tage nach ſeiner
Garniſon Leipzig reiſen müßte, ſofort zuzuſchicken, damit ſeine Frau
eine Auswahl treffen könnte. Auf dieſe Vorſtellung hin iſt auch ſofort
eine Verkäuferin mit 4 Stücken verſchiedenfarbiger Seide im Werte von
5000 M. nach dem von ihm angegebenen Hauſe geſchickt worden. Vor
dieſem, dem Landwirtſchaftskammergebäude, hat der Mann die Ver
käuferin erwartet und ſie aufgefordert, mit nach dem 1. Obergeſchoß zu
kommen. Dort hat er ſich die Seide mit dem Bemerken, ſie ſeiner Frau
zeigen zu wollen, geben laſſen. Er iſt dann auf dem Flur weiter
gegangen und um eine Ecke verſchwunden. Nachdem die Verkäuferin

Die Vorgeſchichte Guropas.
IX. Die germaniſche Völkerwanderung.

Vorträge von Dr. H. Hahne.
Direktor des Provinzialmuſeums zu Halle.

Seit über der Vorzeit Mittel-Nordeuropas nicht mehr
das Grau lagert, welches aus Mangel an Tatſachen-Kennt
nis und daraus entſpringenden wirren Vorſtellungen ge-
webt war, zumal ſeit die vorgeſchichtliche Archäologie die
Führerſchaft in der Aufhellung der vorgeſchichtlichen Jahr
tauſfende übernommen hatte, erſcheint die germaniſche Völker
wanderung nicht mehr als einzigarticfes Ereignis, ausge
gangen von willkürlichen Entſchlüſſen und verlaufen in ſinn-
loſen Bahnen. Seit Nordeuropa in der Nacheiszeit beſiedelt
iſt, beſonders ſeit um die Oſt- und Nordſee herum ein Brenn-
punkt für die europäiſche Völker- und Kulturentwicklung
entſtanden war, ſind immer wieder Völker und Kulturwellen
von hier ausgegangen. Zunächſt ein Erſtarken und Ueber-
die-Grenz-quellen gewiſſer Volksgruppen, daraus folgend
Benachbarung und Zuſammenſtoß mit anderen Kreiſen, zum
Schluß ein Ueberſchichten dieſer Kreiſe mit anderen Kreiſen,
und zum Schluß ein Ueberſchichten dieſer Kreiſe mit einer
nordiſchen Kultur und mehr oder weniger plötzliche gewalt-
ſame Auswanderungen dieſer Miſchkulturen und damit zu
ſammenhängender heimiſcher Gruppen. So war es bei der
ſpäteis zeitlichen Ausbreitung des Oſtſeekreiſes und der Band
keramik. Als Folgen der Auswnderungen an der Wende
der Stein und Metallzeit iſt die Jndogermaniſierung Eu-
ropas und Weſtaſtens anzuſehen. Während der Bronzezeit
beginnt der germaniſche Kreis zu erſtarken, ſich zu erweitern
und die Nachbarſchaft zu koloniſieren; etwa gleichzeitig auch
der keltiſche Kreis. Die fernen Neubildungen indogermani-
ſcher Volks- und Stoatengruppen erblühen unterdeſſen zu
weltgeſchichtlicher Bedeutung, zuletzt in Griechenland und
Rom. Das Auftreten und Wandern der Kelten iſt wie ein
eindrucksvoller Zwiſchenakt und die Ausbreitung und das
Wandern der Germanen wie der letzte mächtige vorlänfige
Schlußakt des Dramas der Auswirkung nordeurovpäiſcher
Menſchheit.

Die treibenden Kräfte ſind von jeher vor allem die mäch-
tige unerſchöpfliche Vermehrung, die wie eine dauernd zur
Entkadung drängende Naturgewalt wirkende großartige Noch-
wuchsfähigkeit. Jn der geſchichtlichen Zeit, zumal in der
Gegenwart, iſt der heimiſchen Scholle eine ungehbeuer geſtei-
gerte Fähigkeit, ihre Bewohner zu ernähren, abgerungen wor-
den und der Weltverkehr ermöglicht dieſe Entwicklung wir
erleben es aber wie eine Urgewalt in der Gegenwart, doß es
hier Grenzen gibt und daß dann die alten Wege wieder in ihr
Recht treten, die naturnotwendige Ausbreitung des ſtärkeren
mächtigeren, wenn dieſe Stärke und Macht auf natürlichen
Dingen beruht, von denen keine ausdenkbare „Kultur“ die
Menſchheit befreien kann.

Es ſind wiſſenſchaftliche Verlegenheitsmärchen, oft auch
nachweislich böswillige Aufſtellungen (beſonders in der fran
zöfiſchen Literatur nachweisbar), die als Gründe der Völker
wanderung Kriegs und Raubluſt germaniſcher Häuptlinge
und ihres „Militarismus“ und „Annerionismus“ finden
wollen. Jmmer wird derartiges gelegentliche Begleiterſchei-
nung bei den großen Vorgängen innerhalb der Menſchheit ſein
können; im Ernſte wird aber niemand annehmen wollen,
daß. wie es das gewöhnliche in der germaniſchen Völker-
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große Bruchteile ſeßhafter Stämme mit Weib, Kind, Knechten
und Viehherden und aller beweglichen Habe hinausziehen mit
den immer wiederkehrenden Ruf und der oft um hohen Ein
ſatz von Blut und Beſitz geſtillten Sehnſucht nach ruhigen
ausreichenden Wohnſitzen („quieta patria“). Wo mindere
Bevölkerungsdichte, Kraftloſigkeit oder ſonſtige Unterlegen-
heit der andern es ermöglicht, ſich feſtzuſetzen, hört das Aus
breiten und Wandern ſofort auf. Wo Uebermacht oder Un-
gunſt der Natur zu beſieglichem Hindernis werden, wird es
fortgeſetzt, zumal wenn mächtigeres Nachdrängen von außen
(Hunnen!) hinzukommt.

Geſchichtlich in die Erſcheinung tritt germaniſches „Wan-
dern“, zuerſt in den Zügen der Cimbern und Teutonen, dem
Andrängen der Rheingermanen, der Sveben und der Marko-
mannen. Bei dieſem ketztgenannten Vorſtoß in der Mitte
des 2. Jahrhundert n. Chr. ſpielt ſchon hinein das Drängen
ſeitens der vom ſkandinaviſchen Norden in vorchriſtlicher
Zeit ausgegangenen, über das Weichſelgebiet bis zum Schwar-
zen Meer ausgedehnten gotiſchen Völker, mit deren maſſiger
Wanderung nach Weſten gewöhnlich der Anfang der eigent-
lichen Völkerwandernng bezeichnet wird. Aber auch dieſe oſt
weſtliche Gotenbewequng beginnt ſchon 100 Jahre vor der
Hunnennot und gleichzeitig mit den erſten größeren weſt-
germaniſchen Streifzügen bis Jtalien! (Alamannen). Am
Ende des 4. Jahrhunderts ſteigt dos Droma zur Höhe an bis
zur Germaniſierung Weſtroms. Dor Gipfel iſt erreicht als
Theoderich um 500 in Rom kaiſerliche Ehren empfängt. Mit
dem Begin der Longobardenberrichaft in Jtalien hebt das
Ende an und es iſt ein gelehrter Streit, ob man die Vöker-
wonderung damit ſchließen laſſen will oder nicht vieſmehr
erſt in der Zeit der Wikkinger- und Normannenzüge und
Wonderungen und der Gründung des Frankenreiches oder
dem Beginn der deutſchen Geſchichte.

Zur Heit von Tacitus im erſten Jahrhundert n. Chr.
iſt Germanien von dem Nordmeer. dem NPhein, der Dongan
und der Weickhſel begrenzt. Die Oder teift es in Oſt- und
Weſtgermanenebiet. Skondingvien iſt die Heimat der Nord-
germanen. drei Hauptaruppen ſind wie durch die
Sprache ſo auch durch die Kultur unterſcheidbar.

Nur archäologiſch können wir den Beginn Der

Dieſe

hiſtoriſchen Verſchiebungen der übrigen Gruppen, ſowie die
r 5 v ikultureſlen Zuſammenhänge und Unterſchiede. die durch die

wonze Völkerwonderungseit hindurch als Führer dienen
können, wo hiſtoriſche Angaben nur dunkel und unzuver-

Ein ſehr ſchönes Beiſpiel iſt die 2urückverfolqung der
erſten Goften vom Schwarzen Meer zur Weichſel und noch
Skandinavien und die Erkenntnis der Folge der Gotenons-
brefkung nach Südoſten, nämlich eines Kulturſtromes, der
zwiſchen 250 und 350 n. Chr. von Südoſten nach Norden ver
läuft und ganz beſtimmte Formen an Smuckkſochen, beſon-
ders Gewondhaften mit ſich bringt, ſowje kennzeichnende Waf-
fen (verzierte Lanzenſvitzen) und endlich die Runenſchrift
als Erfindung der Goten am Schwarzen Meer. Seit der
Entleerung Oſtgermaniens und nach dem Einbryrch der
Hunnen beginnt eine neue ſüdoſt-nördliche Kulturwelle rück-
läufig auf den Wanderwegen der unterdeſen in Bewegung
gergtenen Weſtgermonen und vielfach gleich'aufend denen der
nach Weſten drängenden Gotengruppe. Dieſe zweite Kuktur-
welle erreicht ebenfalls den hohen Norden, aber über die
Elbegebiete und bringt wiederum ganz beſtimmte Geräte

wanderungen und den vorhergehenden Erſcheinungen war,

lange vergedens auf die Rückkehr des Mannes gewariet hatte, het ſie
im Gebäude Erkundigungen ihm eingezogen und erfahren müſſen,
daß ſie einem Betrüger in die Hände gefallen ſei. Der Mann hat ſich
Dr. Hartwig genannt und wird wie folgt beſchrieben: etwa 30 Jahre
alt, 175, groß, unterſetzt, kräftig, dunkelblondes Haar, blaſſes, rundes,
glattraſiertes Geſicht, geradlinige Naſe, aufrechter Gang und Haltung,
trug Kilemmer ohne Einfafſung und war bekleidet mit dunkelblauer Hoſe,

ſchwarzkarierten Ueberzieher, grauem weichen Hut mit dunk
em

Fundgegenfſtände der Straßenbahn. In der Zeit vom 1. bis 28.
Februar ſind die nachſtehend aufgeführten Gegenſtände in den Wagen
der Städtiſchen Straßenbahn gefunden worden: 8 Regenſchirme, 1 Por
temonnaie, 2 einzelne Schlüſſel und 1 Bund Schlüſſel, 3 Paar Hand
ſchuhe, 1 Handtaſche, 1 Stoffbeutel 1 Perltaſche, 2 Muffen, Putzzeug,
1 kleines Täſchchen mit Seifenkarten, Wäche, 1 Schreibheft und 1 Ofen-
tür. Die Verwaltung der ſtädt. Straßenbahn fordert die Eigentümer
auf, ihre Anſprüche innerhalb einer Friſt von 14 Tagen bei der Kaſſen
ſtelle, Seebener Straße 62, geltend zu machen. Nach Ablauf von drei
Monaten werden die Fundſachen bei der Altkleider-Verwertunggsſtelle,
Leipziger Straße 17, abgeliefert.

Treibriemendiebſtähle. Aus der Maſchinenfabrik von Heber u.
Streblow in Büſchdorf ſind während der letzten Wochen nachts wieder
holt durch Einbruch Treibriemen geſtohlen worden von verſchiedener
Länge und 15 bis 6 em breit. Für die Ermittlung der Diebe und
die Wiedererlangung der Treibriemen hat der Geſchädigte 200 Mark
Belohnung ausgeſetzt. Wer irgendwelche ſachdienliche Wahrnehmungen
gemacht hat, wird erſucht, dieſe der Kriminalpolizei Halle (Dreyhaupt
ſtraße 4, Zimmer 38) mitzuteilen.

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Stadttheater. Heute, Donnerstag, wird das Luſtſpiel „Meine

Frau, die Hofſchauſpielerin“ wiederholt, Freitag „König für einen
Tag“, Sonnabend nachmittag 335 Uhr gelangt als Schülervor-
ſtellung bei kleinen Preiſen Goethes Schauſpiel „Die Geſchwiſter“,
hierauf „Der zerbrochene Krug“ mit Leopold Sachſe als Dorf-
richter Adam zur Aufführung. Am Sonnabend abend S Uhr findet
das nächſte „SinfonieKonzert“ unter der Leitung von Profeſſor
Alfred Rahlwes ſtatt. Die Vortragsfolge bringt die Ouvertüre zu
„Coriolan“ von Beethoven, die 4. Sinfonie B-Dur von Beethoven,
die Ouverture zur „Schönen Meluſine“ von Mendelsſohn und die
4. Sinfonie A-Dur von Mendelsſohn. Sonntag nachmittag „Der
Trompeter von Säktingen“, Sonntag abend „Die toten Augen“.

Vermiſchtes.
Wieder eine berühmte Bibliothek verbrannt? Jn Bagdad iſt

die berühmte orientaliſche, von Karmelitermönchen im Laufe der
Zeit geſammelte Bibliothek ein Raub der Flammen geworden.
Dieſe Bücherei enthielt mehr als 20 000 Bände über Meſopotamien,
die meiſt in engliſcher und franzöſiſcher, einige aber auch in itglie-
niſcher und deutſcher Sprache abgefaßt waren. Viele koſt?are
Seltenheiten ſollen ſich unter den verbrannten Büchern befunden
haben. Der wichtigſte Teil der Bücherei ſoll aber eine Samm-
lung von 27539 arabiſchen Handſchriften geweſen ſein, die aus
dem 7. bis 11. Jahrhundert ſtammen und deren Autoren berühmte
arabiſche Gelehrte waren. Dieſe Handſchriftenſammlung iſt erſt
im vorigen Jahrhundert für ungeheure Summen angekauft worden

und jetzt wurde ſie ein Opfer des kulturverwüſtenden Welt
krieges.

und Schmuckformen u. a. m. aus dem oſt und ſüdgermani,
ſchen Gebiet. Jm 57“. Jahrhundert endlich iſt ein Kultur-
ſtrom vom Norden über Hannover bis nach Süden verfolg-
bar, der nun Ausläufer des mittlerweile im Norden ver
arbeiteten neuen germaniſchen Kulturgutes mit ſich führt, ſo
die jüngeren Runen. Er hat ſeine geſchichtliche Erklärung in
den vielformigen Verbindungen dieſer Zeit zwiſchen den
Stämmen des Nordens, Weſtens und Südens. Das 5*., 6.
und 7. Jahrhundert bringt die außerordentlich wichtige und
ſchöne Erſcheinung der allgemeingermaniſchen Tierorna-
mentik, deren landſchaftlich verſchiedene Erſcheinungen vom
höchſten Norden bis zum fernſten Südweſten, Süden und
Südoſten vorliegen (Gegenſtand des nächſten Vortrages).

Aus Gräbern und Zufallsfunden ſind die Königs'chätze,
reiche Fürſten- und Fürſtinnengräber, Kriegerbeſtattungen
und unverkennbaren Einzelerſcheinungen der Völkerwande-
rungszeit in großen Mengen überall aus der Erde gehoben.
Die Gold und Edeſſteinliebe der gotiſchen Gruppe zeigt ſich
an Gewond und Waffenſchmuck und Kirchengerät; die ritter
liche Waffenmacht in eine Fülle von Schwert, Speer, Meſſer-
und Schatzwaffenformen. Jn Moor und Waſſerfunden liegen
auch mannigſaltige und ſchöne Beiſpicle der künſtleriſchen Ver
wendung des Holzes bei den Germanen vor; auch ganze
Schiffe ſind gefunden und ergänzen die Sagen und hiſtori
ſchen Ucberlieferungen der germaniſchen Leiſtungen zur See.

Vielfältige Hinweiſe auf das Geiſtesleben, die Religion
und ſoziale Zuſtände ſind aus den archäologiſchen Funden
der Pölkerwanderung zu gewinnen und die erſten ſchriftlichen
Ueberlieferurngen und Sprachreſte erſcheinen in den Runen-
inſchriften auf Schmuckſachen, Waffen und Grabſteinen.

Goſchichtliche Erkenntniſſe, die für die Beurteilung der
folgenden Jahrhunderte vor größter Bedeutung ſind und
grundlegend für die Erkennknis mancher Naturnotwendig-
keiten im gegenwärtigen und künftigen Daſein der aus ger-
maniſchen Wurzeln ſtammenden Völker ſind bereits aus der
heute möglichen tieferen Würdigung der Erſche'nungen der
Völkerwanderungszeit zu gewinnen, die an ſich nur Folge
erſcheinung urglter nordenropäiſcher Menſchenſcfickſale ſind.
Die nofürliche Beden ung der heimatlichen Scholle, die guten
und ſchlimmen Einflüſſe ſtädtiſcher Kultur, die dem Norden
bis zum Miltolalter fremd war, ebenſo die des weitgreifenden
Handels und Wandels, die Gründe und Bedeutungen des ger

heit von dem anderer Menſchengruppen, die unausgleich-
baren Gefahren ſtarker fremder Blutmiſchung, die Unmögſ ich
keit, Frendes auf dem weiten Gebiet der geiſtlichen Kultur
und wenn es ſich noch ſo verführeriſch erſcheint anzu
nehmen ohne ſtärkſte Verarbeitung im Sinne eigener natur
nowendiger Weltauffaſſung auch die Entſtehung kräftiger
ſozigler KZuſammenſchließung, bei der immer dos uralte Frei
beitsbewußtſein des eimelnen Grundlage bleibt, um deſto
ſtärkere Grundlage für Einrichtungen zu bieten, die das Wohl
des Ganzen als der erweiterten Familie bodingen. Das
nationale Königtum, aus uralten indonermaniſch-germaniſchen
Anfängen ableitbar, gewinnt in der Völkerwanderungszeit
ſeine ſtarke Form als ſtolzer Ausdvuck völkiſcher Geſchloſſen
heit und Entſchloſſenheit zur Wahrung der eigenen Da'feins-
notwendigkeiten eines Volkes. Die Waffentſichtigkeit erweiſt
ſich als uvoltes Natürlichſtes Mittel zur Völkermacht, und
Ackerbou und Viehzucht als die natürlichſten Grundooen des
Völkerdafeins, unbeſchodet aller neuen Erkenntniſſe und
Erwerbungen, die zur Steigerung des Glückes des einzelnen
und des völkiſch geſchloſſenen Ganzen dienen.

maniſchen Rechtsbewußtſeins un ſeine tiefgehende Verſchieden,
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